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1 Teilnehmende der deutschen Delegation 
Die 30. Jahrestagung der Parlamentarischen Versammlung der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE PV) fand vom 30. Juni bis 4. Juli 2023 in Vancouver, Kanada, statt. Der Deutsche Bundestag 
entsandte folgende Delegationsmitglieder: 
Abgeordnete Dagmar Andres (SPD) 
Abgeordnete Dr. Daniela De Ridder (SPD), amtierende Delegationsleiterin 
Abgeordneter Dr. Joe Weingarten (SPD) 
Abgeordneter Dr. Kristian Klinck (SPD) 
Abgeordneter Thomas Röwekamp (CDU/CSU) 
Abgeordneter Tobias Winkler (CDU/CSU)  
Abgeordnete Kerstin Vieregge (CDU/CSU) 
Abgeordnete Renata Alt (FDP) 
Abgeordneter Dr. Malte Kaufmann (AfD) 
Abgeordneter Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE.) 

2 Schwerpunkte der Jahrestagung 
In der Generaldebatte wurde hauptsächlich der andauernde Krieg in der Ukraine debattiert. Weitere Themen waren 
die territorialen Konflikte im OSZE-Raum, Fragen des Klimawandels und nachhaltiger Energiegewinnung sowie 
Menschenrechtsfragen. Darüber hinaus wurde auch die institutionelle Krise der OSZE aufgrund der Blokadehaltung 
der Russischen Föderation thematisiert. Zur Eröffnung sprachen die Sprecherin des kanadischen Senats, Raymonde 
Gagné, und der stellvertretende Sprecher des House of Commons, Chris d‘Entremont, sowie die Präsidentin der 
OSZE PV, Margareta Cederfelt (Schweden). Der kanadische Ministerpräsident Justin Trudeau sprach in einer Vi-
deobotschaft zu den Delegierten. Zur neuen Präsidentin der OSZE PV wurde Pia Kauma (Finnland) gewählt. Mar-
gareta Cederfelt (Schweden) konnte nach zwei Amtszeiten nicht erneut antreten; Abgeordnete Dr. Daniela De Ridder 
(SPD) wurde für drei Jahre zur Vizepräsidentin der Versammlung gewählt. Abgeordneter Michael Link (FDP) war 
nach einem Jahr Amtszeit nicht mehr zur Wiederwahl als Vizepräsident angetreten. Ebenso wurden die Leitungen 
der drei Allgemeinen Ausschüsse neu bestimmt. Die Jahrestagung schloss mit der mehrheitlichen Annahme der 
Erklärung von Vancouver. Diese enthält Entschließungen der drei Allgemeinen Ausschüsse (Ausschuss für politi-
sche Angelegenheiten und Sicherheit, Ausschuss für wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, Technologie 
und Umwelt sowie Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und humanitäre Fragen) sowie Entschließungen zu 
sechzehn zusätzlichen Beratungsgegenständen, wovon fünf sich thematisch mit der Ukraine befassen. 

3 Ständiger Ausschuss 
Die Präsidentin der OSZE PV, Margareta Cederfelt (Schweden), die den Ständigen Ausschuss leitete, betonte, 
dass die parlamentarische Versammlung dazu beitragen solle, einen Ausweg aus der prekären Lage zu finden, in 
der sich die Welt befinde. Sie forderte eine Stärkung der Rolle der OSZE-Parlamentarier. Schatzmeister Peter Jule 
Jensen (Dänemark) legte den Haushalt für das Jahr 2023/2024 vor, der eine zweiprozentige Steigerung vorsieht 
und nach kontroverser Debatte angenommen wurde. Der deutsche Beitrag beläuft sich auf 393.933 Euro, 9,35 Pro-
zent des Gesamthaushalts in Höhe von 4.213.184 Euro. Aufgefangen werden musste der Ausfall der russischen 
Beitragszahlungen in Höhe von sechs Prozent des Gesamthaushaltes. Kritisiert wurden die gestiegenen Ausgaben 
für das Verbindungsbüro in Wien sowie mangelnde Transparenz bei Ausgaben für Personal- und Reisekosten. Im 
Haushalt wurde Vorsorge für ein durchzuführendes Business-Audit getroffen. 
Der Ständige Ausschuss beschloss zwei Geschäftsordnungsänderungen, die mehr Gendergerechtigkeit bei Gre-
mienbesetzungen vorsehen. Von der Ukraine beharrlich geforderte Änderungen zur Suspendierung von Aggres-
sorstaaten wurden nicht angenommen. Jedoch wurde auf Bitten der Ukraine die Einsetzung eines Ad-hoc-Aus-
schusses beschlossen, um den Angriffskrieg gegen die Ukraine hoch auf der Agenda der parlamentarischen Ver-
sammlung zu halten und die Unterstützung des Landes durch die parlamentarische Versammlung sicherzustellen. 
Der Ständige Ausschuss verständigte sich auf folgende weitere Tagungen der OSZE PV: 
Herbsttagung: 18. bis 20. November 2023 in Eriwan (Armenien) 
31. Jahrestagung: 30. Juni bis 4. Juli 2024 in Bukarest (Rumänien) 
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4 Eröffnungssitzung und Plenarsitzung 
Nach der Eröffnung der 30. Jahrestagung durch die Präsidentin der OSZE PV, Margareta Cederfelt, begrüßte 
die Sprecherin des kanadischen Senats, Raymonde Gagné, die Delegierten in Vancouver. Nur kurz nach der 
Überwindung der Pandemie stünden die Länder der OSZE erneut vor großen Herausforderungen. Die unprovo-
zierte und ungerechtfertigte militärische Invasion Russlands in die Ukraine sei eine dieser globalen Herausforde-
rungen, die gleichzeitig die Gründungsprinzipien der OSZE in Frage stellten. Die Jahrestagung böte den Parla-
mentariern eine einzigartige Gelegenheit zu einem offenen Meinungsaustausch über diese Herausforderungen und 
die Chance Lösungen zu finden. Der stellvertretende Sprecher des Unterhauses (House of Commons), Chris 
d’Entremont, unterstrich die Bedeutung multilateraler Treffen wie die Jahrestagung der OSZE PV, welche die 
Möglichkeit böten, in einer konstruktiven Debatte unterschiedliche Standpunkte und Ideologien zum Ausdruck 
zu bringen und gemeinsame Positionen zu finden, mit dem Ziel, umfassende Sicherheit in allen Teilnehmerstaaten 
der Parlamentarischen Versammlung der OSZE und in der ganzen Welt zu erreichen. Er hob hervor, dass die 
Verteidigung der Ukraine gleichbedeutend mit der Verteidigung der Demokratie in der ganzen Welt sei, und 
forderte die Parlamentarier auf zusammenzustehen und der Ukraine weiterhin die notwendige Unterstützung zu-
kommen zu lassen. Der kanadische Ministerpräsident, Justin Trudeau, berichtete in seiner Videobotschaft von 
den großen Unterstützungsleistungen Kanadas an die Ukraine und betonte, wie wichtig es sei, der russischen 
Föderation die Botschaft zu übermitteln, dass Macht nicht gleich Recht sei. In ihren Worten an die Delegierten 
unterstrich die Präsidentin der OSZE PV, Margareta Cederfelt, dass die Parlamentarische Versammlung der 
OSZE dazu beitragen müsse, Wege aus den Krisen aufzuzeigen. Diesem Zweck diene auch der neu eingerichtete 
Ad-Hoc-Ausschuss der Versammlung, der die Unterstützung für die Ukraine wirksamer koordinieren und sicher-
stellen solle, dass der Krieg weiterhin im Mittelpunkt der Aktivitäten der OSZE PV stehe und die Bedürfnisse der 
Ukraine von der Versammlung umfassend berücksichtigt würden. Präsidentin Cederfelt betonte auch die Notwen-
digkeit, in anderen Teilen der OSZE-Region wachsam zu bleiben, unter anderem auf dem westlichen Balkan, wo 
wachsende Spannungen zu beobachten seien, und im Südkaukasus, wo der Weg zu dauerhaftem Frieden und 
Versöhnung weiter begangen werden müsse. Sie betonte abschließend, dass es ohne einen umfassenden Sicher-
heitsansatz keine dauerhafte und nachhaltige Sicherheit gebe. 
In der allgemeinen Aussprache bezeichnete Abgeordnete Dr. Daniela De Ridder den imperialistischen Angriffs-
krieg Russlands gegen die Ukraine als einen Epochenbruch, der die regelbasierte Friedensordnung in ihren Grund-
festen erschüttere. Damit einher erodierten die Rüstungskontrolle und die Abrüstungsbemühungen, was wiederum 
zu einer weiteren Verschlechterung der Sicherheitslage führe. Sie betonte, dass die OSZE PV Sicherheit nicht auf 
militärisch-politische Aspekte verengen dürfe, sondern einem integrierten Ansatz folgen müsse, der Krisenprä-
vention, humanitäre Hilfe und Friedensförderung mit einschließe. Sie rief dazu auf, den transatlantisch-euroasia-
tischen Raum wieder zu einer Region des Friedens und der Stabilität werden zu lassen. Kriegsverbrecher müssten 
zur Verantwortung gezogen, Menschenrechte geachtet und den Werten und Prinzipien der Pariser Charta Geltung 
verschafft werden. Abgeordneter Dr. Gregor Gysi verurteilte den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg Russlands 
gegen die Ukraine und forderte einen schnellstmöglichen Waffenstillstand, unter der Prämisse der territorialen 
Integrität der Ukraine. Er sprach sich für eine neue Friedensordnung aus, die durch Deeskalation, Rüstungskon-
trolle und Abrüstung, Interessenausgleich, verstärkte Diplomatie und vor allem die strikte Achtung des Völker-
rechts durch alle Staaten gekennzeichnet sein solle. Sodann habe die OSZE nicht nur eine Gegenwart, sondern 
auch eine Zukunft. Dies sei für alle Menschen in den Ländern der Teilnehmerstaaten bedeutsam. In der Debatte 
wurde über den Krieg in der Ukraine hinaus auch über die Blockade des Lachin-Korridores und den Friedenspro-
zess zwischen Armenien und Aserbaidschan sowie über Fragen der Energiewende debattiert. Des Weiteren wur-
den die Resilienz von Demokratien, die Sicherung von Menschenrechten und der freien Meinungsäußerung sowie 
Fragen der Gendergerechtigkeit von den Delegierten thematisiert. 
Die Delegierten nahmen die folgenden vom Ständigen Ausschuss überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegen-
stände an: 
– Die Glaubwürdigkeit der OSZE und der OSZE PV angesichts der fortgesetzten russischen Aggression gegen 

die Ukraine (vorgelegt von Mykyta Poturaiev, Ukraine). 
– Die geschlechtsspezifischen Folgen von bewaffneten Konflikten (vorgelegt von Hedy Fry, Kanada). 
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5 Ausschuss für politische Angelegenheiten und Sicherheit  
Der Ausschuss für politische Angelegenheiten und Sicherheit tagte unter der Leitung des Vorsitzenden Richard 
Hudson (USA). Er hob die Notwendigkeit hervor, die russische Aggression gegen die Ukraine weiterhin scharf 
zu kritisieren und stellte dabei besonders die Rolle der OSZE PV heraus. Auf der Tagesordnung standen der 
Bericht und der Entschließungsentwurf des Berichterstatters Laurynas Kasciunas (Litauen), in dem neben dem 
Krieg in der Ukraine die weiteren langfristigen Konflikte im OSZE-Raum zur Sprache kamen. Außerdem befass-
ten sich die Ausschussmitglieder mit den vier an sie überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenständen sowie 
den dazu vorgelegten Änderungsanträgen. 
Berichterstatter Laurynas Kasciunas (Litauen) verurteilte in seinem Bericht den anhaltenden Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine und drängte auf einen sofortigen Abzug aller russischen Truppen aus dem Gebiet der Ukraine 
sowie aus Moldau und Georgien. Er drängte darauf, die Mittel, die der OSZE zur Verfügung stünden, umfassend 
einzusetzen, um den Krieg schnellstmöglich zu beenden und die territoriale Integrität der Ukraine wiederherzu-
stellen. 
Bei der Vorstellung ihres zusätzlichen Beratungsgegenstandes konstatierte Abgeordnete Dr. Daniela De Ridder, 
dass Russland seinen Angriffskrieg unbeirrt fortführe und mit der Sprengung des Kachowka-Stauddammes zudem 
eskaliere. Der Aufstand der Wagner-Söldner habe gezeigt, dass das Regime in Russland geschwächt sei. Dringend 
benötigt werde ein Aufbauplan für die Ukraine, deren Kriegsschäden durch die Weltbank bisher auf mehr als 400 
Mrd. Euro geschätzt worden seien. In der Aussprache warnten Delegierte vor der Gefahr einer weiteren Eskalation 
des Krieges in der Ukraine und drängten zu verstärkten diplomatischen Initiativen, um den Krieg schnellstmöglich 
zu beenden. 
Die Ausschussmitglieder nahmen die Entschließung inklusive einiger Änderungen sowie die folgenden vom Stän-
digen Ausschuss überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenstände an: 
– Die terroristische Gesinnung und die Aktionen der Wagner-Gruppe (vorgelegt von Reinhold Lopatka, Ös-

terreich) 
– Klärung der Folgen der russischen Aggression gegen die Ukraine im Hinblick auf die Einhaltung der OSZE-

Grundsätze (vorgelegt von Dr. Daniela De Ridder, Deutschland) 
– Künftige Generationen (vorgelegt von Farima Karimi, Niederlande) 
– Die Republik Moldau (vorgelegt von Dan Barna, Rumänien) 

6 Ausschuss für wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt 
Der Ausschuss für wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt tagte unter der Lei-
tung von Azay Guliyev (Aserbaidschan). Auf der Tagesordnung standen der Bericht und der Entschließungsent-
wurf der Berichterstatterin Gudrun Kugler (Österreich) zum Generalthema der Tagung. Ebenso befassten sich 
die Delegierten mit drei überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenständen sowie den dazu vorgelegten Ände-
rungsanträgen. 
In seiner Einführung stellte der Ausschussvorsitzende Azay Guliyev die Bandbreite der Themen des Ausschusses 
dar. Er ging dabei besonders auf die Notwendigkeit der Transformation der Wirtschaft hin zu klimaneutraler 
Produktion sowie die notwendige Reduktion der Verschmutzung von Gewässern, der Luft und von Ökosystemen 
ein und hob dabei die Notwendigkeit zur Entwicklung neuer Technologien zum Wohle der Menschheit hervor. 
Darüber hinaus wies er besonders auf den Zusammenhang zwischen Fragen des Klimawandels und der Sicherheit 
hin. Extreme Wetterphänomene, Luft- und Bodenverschmutzung, Abholzung, Wasserknappheit und Landerosion 
hätten direkte Auswirkungen auf die Sicherheit. Er unterstrich die Notwendigkeit, die Energie- und Infrastruktur-
netze resilienter, sicherer und CO2-neutral zu gestalten. Um die gemeinsamen Klimaziele und Fortschritte in der 
zweiten Dimension bei den dringendsten Fragen zu erreichen, sei ein Innovationssprung der Wissenschaft not-
wendig, betonte die Berichterstatterin Gudrun Kugler (Österreich) bei der Vorstellung ihres Berichts. Für die 
weiteren Entwicklungen der Volkswirtschaften im OSZE-Raum seien eine gesicherte Stromproduktion und si-
chere Stromnetze von hoher Bedeutung. Stromnetze und andere kritische Infrastruktur seien besonders der Be-
drohung durch Cyberattacken und andere Störungen ausgesetzt. Die OSZE könne als Plattform dienen, gemein-
same Lösungen zu erarbeiten und zu implementieren. Darüber hinaus sprach sie Fragen des Eintrags von Mikro-
plastik in die Umwelt an, durch welche erhebliche Gesundheitsrisiken erwachsen würden. In der Diskussion zum 
Entschließungsentwurf wurden besonders die Auswirkungen des Krieges in der Ukraine auf Wirtschaft, Umwelt 
und Nahrungsmittelsicherheit debattiert. Es wurde zudem betont, dass es notwendig sei, globale Anstrengungen 
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zur Diversifizierung der Energieversorgung zu unternehmen. Auch die Stärkung der Rolle von Frauen im Wirt-
schaftsgeschehen und die dazu notwendigen gesellschaftlichen Maßnahmen, wie eine verbesserte Kinderbetreu-
ung und die Schaffung gleicher Möglichkeiten, wurden angesprochen. Ebenso wurde darauf hingewiesen, dass 
die Kosten zur Bekämpfung des Klimawandels und der Transformation der Wirtschaft hin zu klimaneutraler Pro-
duktion kleine Volkswirtschaften überfordern könnten und dieses die Solidarität größerer Staaten notwendig ma-
che. Mehrere Teilnehmer warnten vor den Auswirkungen des Klimawandels auf die Arktis und die damit verbun-
denen geopolitischen Risiken. 
Die Ausschussmitglieder nahmen die Entschließung inklusive einiger Änderungen sowie die folgenden vom Stän-
digen Ausschuss überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenstände an: 
– Stärkere Nutzung des Potenzials der Wissenschaftsdiplomatie für internationale Zusammenarbeit und aktive 

Friedenspolitik (vorgelegt von Dr. Daniela De Ridder, Deutschland) 
– Ein strukturiertes Regelwerk für eine regelmäßige Leistungsprüfung der parlamentarischen Versammlung der 

OSZE (vorgelegt von Irene Charalambides, Zypern) 
– Verschmutzung durch Mikroplastik und Nanoplastik (vorgelegt von John Aldag, Kanada). 

7 Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und humanitäre Fragen 
Der Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und humanitäre Fragen tagte unter der Leitung des Vorsitzenden, 
Delegierter Nikoloz Samkharadze (Georgien). Auf der Tagesordnung standen der Bericht und der Entschlie-
ßungsentwurf des Berichterstatters Johan Büser (Schweden) zum Thema „Stärkung der regionalen Sicherheit 
durch Förderung demokratischer und inklusiver Gesellschaften“. Außerdem befassten sich die Ausschussmitglie-
der mit drei überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenständen sowie den dazu vorgelegten Änderungsanträgen. 
Delegierter Johan Büser hob bei der Vorstellung seines Berichtes besonders die notwendige Auseinandersetzung 
mit dem schwindenden Vertrauen in politische und demokratische Prozesse, das Eintreten für die Rechte von 
Minderheiten und gefährdeten Gruppen sowie die Auswirkungen von Technologie und Digitalisierung auf die 
Menschenrechte hervor. Dabei wies er besonders auf die Auswirkungen der künstlichen Intelligenz hin, die das 
Potenzial haben, ernsthafte demokratische und menschenrechtliche Herausforderungen zu schaffen. In der Dis-
kussion über den Entschließungsentwurf hob die Abgeordnete Renata Alt die gravierenden und unabsehbaren 
Folgen der Sprengung des Kakhovka Staudamms in der Ukraine für Menschen, Umwelt und Landwirtschaft her-
vor. Da die russischen Besatzungskräfte in den von ihnen kontrollierten Gebieten die Bewohner im Überflutungs-
gebiet sich selbst überlassen hätten, sei bis heute nicht einmal die genaue Zahl der Opfer zu ermitteln. Sie forderte, 
dass Russland für dieses Verbrechen zur Verantwortung gezogen werde. Bei der Vorstellung ihres zusätzlichen 
Beratungsgegenstandes über die Entführung und Verschleppung ukrainischer Kinder nach Russland berichtete 
Abgeordnete Renata Alt über mehr als zwanzigtausend Kinder, die aus der Ukraine nach Russland und Belarus 
verschleppt und zur Adoption freigegeben worden seien. Sie forderte einen sofortigen Stop dieser Praxis und die 
Entwicklung eines Mechanismus unter der Federführung der OSZE, der die Rückführung der Kinder aus Russland 
erreiche. 
Die Ausschussmitglieder nahmen die Entschließung inklusive verschiedener Änderungen sowie die folgenden 
vom Ständigen Ausschuss überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenstände an: 
– Verurteilung der Schändung von polnischen Gräbern in Belarus (vorgelegt von Björn Söder, Schweden) 
– Bestrafung der Abschiebung ukrainischer Kinder, strafrechtliche Verfolgung der Täter und Gewährleistung 

ihrer Rückkehr (vorgelegt von Renata Alt, Deutschland) 
– Unterstützung für ein demokratisches Belarus (vorgelegt von Siv Mossleth, Norwegen) 
– Die Rolle der nationalen Parlamente bei der Stärkung der Beteiligung der Zivilgesellschaft an parlamentari-

schen Prozessen und Entscheidungsprozessen (vorgelegt von Kyriakos Hadjiyianni, Zypern) 
– Annahme wirksamer Mechanismen zum Schutz ukrainischer Frauen und Kinder vor Missbrauch, Ausbeu-

tung und Menschenhandel (vorgelegt von Chris Smith, Vereinigte Staaten von Amerika) 
– Die Folgen der russischen Aggression gegen die Ukraine im Hinblick auf Frauen und Kinder (vorgelegt von 

Radoslaw Fogiel, Polen) 
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– Zunehmender Antisemitismus im OSZE-Raum (vorgelegt von Ben Cardin, Vereinigte Staaten von Amerika) 

Berlin, den 19. Februar 2024 

Dr. Daniela De Ridder  
Amtierende Delegationsleiterin 
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PREAMBLE 

We, Parliamentarians of the OSCE participating States, have met in annual session in Vancouver from 30 June 
to 4 July 2023 as the Parliamentary dimension of the OSCE to assess developments and challenges relating to 
security and co-operation, with a view to strengthening regional security by fostering democratic and inclusive 
societies, and we offer the following views to the OSCE Ministers. 
We wish every success to the next OSCE Ministerial Council and bring to its attention the following declaration 
and recommendations. 

CHAPTER I  

POLITICAL AFFAIRS AND SECURITY 

1. Strenuously reiterating its firm condemnation of the large-scale military invasion and war of aggression 
by the Russian Federation, with the shameful accomplice role of Belarus as co-aggressor, against Ukraine, 
launched in the context of the Russian Federation’s longstanding violation of the sovereignty, independence and 
territorial integrity of Ukraine since 2014, 
2. Recalling that the Russian Federation’s war of aggression against Ukraine constitutes a clear, gross and 
uncorrected violation of Helsinki principles, as well as a complete transgression of the Charter of Paris for a 
New Europe and the principles of the Charter of the United Nations, and expressing unwavering support for 
Ukraine’s independence, sovereignty and territorial integrity, as well as its inherent right to defend itself from 
external aggression, in line with Article 51 of the Charter of the United Nations, 
3. Recalling UN General Assembly resolution 68/262 of 27 March 2014 “Territorial integrity of Ukraine”, 
UN General Assembly resolution ES-11/1 “Aggression against Ukraine”, as well as all other UN General 
Assembly resolutions in this regard, and supporting them fully, 
4. Recalling all previous OSCE parliamentary resolutions in support of Ukraine resisting the Russian 
Federation’s aggression, 
5. Underlining the importance of strengthening the international isolation of the Russian Federation and in 
this context recalling the decision of the OSCE PA, adopted at its 29th Annual Session in Birmingham (July 
2022), to establish respective procedures within the OSCE PA Rules of Procedure, 
6. Condemning in the strongest possible terms deliberate attacks by the Russian Federation against 
Ukraine’s residential areas and critical infrastructure, including heating and electricity networks, schools, 
hospitals, churches, and other religious objects, as well as intentionally targeting civilians, torturing, raping and 
killing thousands of people, including children, deporting them by force to the Russian Federation, 
7. Extremely concerned by the destruction of the Nova Kakhovka Dam by the Russian occupying forces, 
alarmed by the implications of this heinous criminal act for people’s livelihoods, the natural environment and 
the economy of the region, and convinced that the Russian Federation should be held accountable and all 
perpetrators punished, 
8. Underlining that many of these illegal actions by the Russian Federation can be considered war crimes 
and crimes against humanity, and fit multiple definitions of genocide under the United Nations Convention on 
the Prevention and Punishment of the Crime of Genocide (1948), 
9. Recalling reports of the missions of experts under the OSCE Moscow Mechanism, which confirmed 
clear patterns of serious violations of international humanitarian law attributable mostly to the Russian armed 
forces, as well as the report on the forcible transfer and/or deportation of Ukrainian children to the Russian 
Federation, which concludes, among others, that “the practice of the forcible transfer and/or deportation of 
Ukrainian children to the temporarily occupied territories and to the territory of the Russian Federation may 
amount to a crime against humanity”, 
10. Recalling the report by the United Nations Commission of Inquiry on Ukraine of 16 March 2023, which 
concludes that Russian authorities have violated a wide range of provisions of international human rights law 
and international humanitarian law in various regions of Ukraine, 
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11. Welcoming the International Criminal Court’s investigation of possible war crimes related to the 
Russian war of aggression against Ukraine, including the arrest warrants for President of the Russian 
Federation, Vladimir Putin, and Commissioner for Children’s Rights, Maria Lvova-Belova, 
12. Welcoming the agreement signed between Ukraine and the International Criminal Court on the 
establishment of a national office in Ukraine, 
13. Supporting all efforts to establish a special international tribunal to bring all those responsible for the 
crime of aggression against Ukraine to account, 
14. Supporting President Volodymyr Zelenskyy’s 10-point Peace Plan and underlining that any peaceful 
solution to end this war will have to be in full compliance with international law, Principles of the Helsinki 
Final Act, and the provisions of the Charter of Paris for a New Europe, notably with respect to Ukraine’s 
independence, sovereignty and territorial integrity within its internationally recognized borders, as well as 
Ukraine’s right to choose its own security arrangements, 
15. Expressing support for the Joint Statement adopted by the participants of the First Parliamentary 
Summit of the International Crimea Platform, held on 25 October 2022 in Zagreb, Croatia, and underlining the 
need to further strengthen international co-operation through the International Crimea Platform, 
16. Expressing deep concern about the irresponsible behaviour by the Russian Federation to attack various 
nuclear power plants in Ukraine, including the Zaporizhzhia Nuclear Power Plant – the largest nuclear power 
plant in Europe – to bring its military equipment to its territory and to use Zaporizhzhia Nuclear Power Plant as 
a shield for its attacks against various Ukrainian settlements, resulting in extensive kinetic activities in and 
around Zaporizhzhia Nuclear Power Plant, and creating an unprecedented risk of a nuclear disaster, 
17. Extremely alarmed by the Russian Federation’s withdrawal from the New START nuclear arms Treaty 
and the Conventional Armed Forces in Europe (CFE) Treaty, along with its increasing threatening rhetoric of 
potential nuclear attacks and the announcement regarding the deployment of Russian nuclear weapons to 
Belarus, which should serve as a reminder to the international community of the vital need for further 
commitment and progress towards global nuclear non-proliferation and disarmament, 
18. Concerned about the steps backward in the matter of international military transparency, and urging all 
OSCE participating States to proceed with the exchange of information on military activities foreseen in the 
Vienna Document, which plays an important role in confidence- and security-building and increasing openness 
and transparency regarding military activities in the OSCE region, 
19. Recognizing the important role of parliamentarians in fostering and facilitating inclusive political 
processes in relation to accountable security sector institutions in line with their responsibilities arising from the 
OSCE commitments and principles, 
20. Recalling the significant contributions of the OSCE Forum for Security Co-operation to implementing 
comprehensive security agreements and tools in the OSCE area, such as the Code of Conduct on Politico-
Military Aspects of Security, the Principles Governing Conventional Arms Transfers and Non-Proliferation and 
the Framework for Arms Control, now blatantly violated by the Russian Federation and its accomplice Belarus, 
21. Recognizing the added value of close co-operation between the OSCE PA, the OSCE Secretariat, 
OSCE institutions and field operations on regional and thematic issues, including emerging and ongoing 
crisis/conflict situations and the OSCE’s conflict cycle toolbox, and encouraging continuous and proactive 
collaboration in relation to conflict prevention and resolution, in particular through the OSCE Early Warning 
Focal Point Network, 
22. Deeply concerned by the inability of pre-existing mechanisms to sufficiently deter or punish the 
Russian Federation’s clear, gross and uncorrected violations of its obligations under the Helsinki Principles and 
the Charter of the United Nations, particularly in the case of Ukraine but also beyond, 
23. Seriously concerned about the Russian Federation’s attempts to destabilize the situation in the 
Transdniestrian region of Moldova, 
24. Expressing deep concern over the Russian Federation’s formal occupation of Georgian territory since 
2008, and underscoring the necessity of full implementation by the Russian Federation of the EU-mediated 12 
August 2008 Ceasefire Agreement, safe and dignified return of internally displaced persons and refugees to 
their homes and constructive engagement in the Geneva International Discussions, as well as the decisions by 
the European Court of Human Rights of January 2021 and the International Criminal Court, 
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25. Reiterating its call to Armenia and Azerbaijan to reconvene and make progress towards a 
comprehensive and sustainable peace agreement based on the recognition of each other’s territorial integrity to 
establish good-neighbour relations and security in the South Caucasus region, and echoing the President of the 
European Council in encouraging Azerbaijan to engage in developing a positive agenda with the aim of 
guaranteeing the rights and security of the Armenians in Nagorno-Karabakh in close co-operation with the 
international community, 
26. Welcoming diplomatic efforts aiming to facilitate dialogue and build confidence and trust between 
Armenia and Azerbaijan, including recent negotiations between the foreign ministers of both countries in the 
United States of America and the leaders of both countries in Brussels, and expressing hope that dialogue will 
also result in an improved situation on the ground, including through withdrawal of Azerbaijani military forces 
from the sovereign territory of Armenia and facilitation of the safe and transparent movement of people and 
commerce along the Lachin Corridor, 
27. Alarmed by the incessant development of intolerable restrictions imposed on women in Afghanistan, 
depriving them of all forms of freedom and opportunity to participate in public and political life, as well as all 
forms of sexual and gender-based violence perpetrated by terrorist groups, including abductions, trafficking in 
persons, rape, forced marriage, enslavement and all other forms of violence suffered by women and children in 
Afghanistan, 
28. Expressing deep concern that the increase in stocks of uranium enriched at rates of 20 per cent to 85 per 
cent in the Islamic Republic of Iran, as observed by the International Atomic Energy Agency, in total violation 
of the Vienna Agreement, constitutes a further step towards the development of a nuclear weapon in Iran and 
would, given the nature of the Iranian regime and the provisions of the Treaty on the Non-Proliferation of 
Nuclear Weapons, constitute an imminent, serious and irreversible threat to the equilibrium, stability and 
security of the Middle East and well beyond, 
29. Recognizing the increase in hybrid warfare and cyberattacks on critical infrastructure, including public 
institutions, which increasingly convert cyberspace into a battlefield for global conflict and negatively affect 
security infrastructures and democratic institutions, 
30. Concerned about the continued practice by Belarus of instrumentalizing illegal migration as a hybrid 
tool against neighbouring countries, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
31. Opposes and condemns in the strongest possible terms the Russian Federation’s unprovoked, illegal and 
unjustified full-scale war of aggression against Ukraine and demands that the Russian Federation immediately 
and unconditionally ceases its aggression and withdraws all its troops from the entire territory of Ukraine, 
including the Autonomous Republic of Crimea and the city of Sevastopol; 
32. Demands that Belarus immediately stops its facilitation of and support for the Russian Federation’s war 
of aggression against Ukraine; 
33. Calls on the Parliaments of OSCE participating States to ensure continued political, financial, 
humanitarian and military support to Ukraine in order to defend itself from the Russian Federation’s aggression; 
34. Calls on the Parliaments of OSCE participating States to support the establishment of a special 
international tribunal to bring all those responsible for the Russian Federation’s war of aggression against 
Ukraine to account, as well as to support all other mechanisms of accountability for war crimes and crimes 
against humanity committed by the Russian Federation in Ukraine; 
35. Condemns the destruction of the Nova Kakhovka dam on the Dnieper river, which has destroyed its 
precious natural environment, has led to a drop in the level of the reservoir used to supply cooling water for 
reactors at the Zaporizhzhia Nuclear Power Plant and thus constitutes a serious threat to the safety and security 
of the population of Ukraine, neighbouring States and the international community, denounces this act as a 
crime of ecocide and calls on the parliaments of OSCE participating States to enshrine this concept in national 
and international law; 
36. Welcomes the establishment of the OSCE Support Programme for Ukraine, officially launched in 
November 2022 following the closure of the Office of the OSCE Project Co-ordinator in Ukraine, and 
recognizes the considerable responsiveness and flexibility demonstrated by the OSCE and donors; 



Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode  – 11 –  Drucksache 20/10530 

37. Supports the North Macedonia OSCE Chairpersonship’s focus on putting an end to the war in Ukraine 
as the top priority for the whole OSCE network and prioritizing the people as the first beneficiaries of all OSCE 
actions; 
38. Calls on OSCE participating States and executive structures to define a strategy on how to overcome 
challenges posed by the destructive behaviour of aggressor States, which will guide the OSCE and its activities 
in the future, and to conduct a critical assessment of the OSCE conflict cycle toolbox and propose concrete 
suggestions for its strengthening in order to ensure effective prevention of wars of aggression and other 
conflicts; 
39. Calls for an immediate end to escalation of the nuclear threat fuelled by the Russian Federation’s war 
against Ukraine, and encourages all OSCE participating States to redouble international efforts to achieve the 
global elimination of nuclear weapons within a timebound framework, including by negotiating a 
comprehensive nuclear weapons convention or framework of agreements, as recommended in the final 
document of the eighth Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear 
Weapons, or by signing and ratifying the 2017 Treaty on the Prohibition of Nuclear Weapons; 
40. Urges OSCE participating States to put an immediate end to all forms of cyberaggression undermining 
national sovereignty, including denial-of-service attacks, hacker attacks, dissemination of disinformation and 
State-sponsored propaganda, and to further develop cybercapabilities through regional cybersecurity co-
operation embedded in the multistakeholder approach promoted by OSCE Confidence-Building Measure 14 and 
the Informal Working Group established by the Permanent Council Decision No. 1039; 
41. Calls on OSCE executive structures to increase their engagement in addressing various hybrid threats, 
including the threats of disinformation and foreign information manipulation; 
42. Urges OSCE participating States to create coordinated responses to address transnational repression, 
including that perpetuated through the operation of illicit foreign coercion campaigns by the Peop!e’s Repub!ic 
of China, which target current and former Chinese citizens residing in OSCE participating States, particularly 
dissidents and diaspora groups such as those from Hong Kong, Uyghurs, Tibetans and other ethnic minorities; 
43. Calls on OSCE executive structures to pay greater attention to the continued practice by Belarus of 
instrumentalizing illegal migration as a hybrid tool against neighbouring countries; 
44. Welcomes the efforts to promote the Women, Peace and Security agenda, in line with UN Security 
Council Resolution 1325, and calls on all OSCE participating States and the OSCE network to ensure the full, 
equal and meaningful participation of women in all phases of the conflict cycle through national action plans 
and the inclusion of a gender perspective in the response to conflicts, including the Russian Federation’s war of 
aggression against Ukraine; 
45. Commends and strongly supports further development of the OSCE PA Gender Network, which 
represents a fundamental space to increase women’s political participation and empowerment not only in the 
OSCE PA but also in the OSCE region as a whole; 
46. Urges OSCE participating States to advance in implementation of the Youth, Peace and Security 
agenda and adoption of national action plans in line with UN Security Council Resolution 2250, and reiterates 
its call to adopt the OSCE Youth Strategy and Action Plan; 
47. Welcomes with hope the signing of the Abraham Agreements between Israel and four Arab countries, 
which represents a significant step towards peace in the Middle East, and encourages all parties to intensify their 
efforts to extend those agreements to new signatory countries; 
48. Emphasizes the importance of the challenges for border security in the Central Asian region prompted 
by developments in Afghanistan in recent years and the resulting transnational threats, including illicit 
trafficking in arms and narcotics, requiring enhanced communication and intelligence-sharing among 
neighbouring States and with the international community; 
49. Urges the immediate and unconditional withdrawal of Russian military forces from the occupied 
Georgian regions of Abkhazia and Tskhinvali region/South Ossetia in line with the European Union-mediated 
ceasefire agreement of 12 August 2008 and stresses the need to continue active engagement in peaceful 
resolution of the Russian Federation– Georgia conflict, in full respect of Georgia’s independence, sovereignty 
and territorial integrity within its internationally recognized borders; 
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50. Welcomes the efforts of the OSCE PA Ad Hoc Committee on Countering Terrorism to provide a 
distinct parliamentary contribution on preventing and combating terrorism and violent extremism; 
51. Congratulates the OSCE PA on its election as Chair of the first Co-ordination Mechanism among 
Parliamentary Assemblies on Counter-Terrorism, which provides an incredible opportunity to co-ordinate 
efforts on counter-terrorism work among parliamentary assemblies around the world, thus expanding the Ad 
Hoc Committee on Countering Terrorism’s scope of action far beyond the OSCE region. 
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CHAPTER II  

ECONOMIC AFFAIRS, SCIENCE, TECHNOLOGY AND ENVIRONMENT 

52. Recalling the Helsinki Final Act of 1975, in which OSCE participating States recognized that “efforts to 
develop co-operation in the fields of trade, industry, science and technology, the environment and other areas of 
economic activity contribute to the reinforcement of peace and security in Europe and in the world as a whole”, 
53. Reaffirming that, as stated in the Helsinki Final Act, “co-operation in these fields would promote 
economic and social progress and the improvement of the conditions of life”, 
54. Emphasizing the unique role of national parliaments in adopting legislation, mobilizing resources, 
promoting public participation and creating cross-regional responses to advance economic and environmental 
security, promote sustainable development and implement relevant international commitments in the OSCE 
region, 
55. Categorically condemning the Russian Federation’s unprovoked and unjustified military invasion of 
Ukraine, which has caused great suffering to the civilian population, and drawing attention to the disastrous 
humanitarian, socio-economic and environmental consequences of war, 
56. Appalled by the deliberate destruction of the dam of the Kakhovka Hydroelectric Power Plant and 
deploring its devastating ecological and humanitarian effects, which also threatens the safety of the 
Zaporizhzhia Nuclear Power Plant, 
57. Condemning in particular the use of hunger and deprivation by the Russian military against the civilian 
populations of Ukraine and many other countries, 
58. Supporting all international efforts to permanently secure food deliveries from Ukraine to the rest of the 
world, and commending the Initiative on the Safe Transportation of Grain and Foodstuffs from Ukrainian Ports 
that allows for temporary exports of food and fertilizers from three Ukrainian ports, 
59. Concerned that the Russian Federation’s war against Ukraine has significantly weakened connectivity 
and prosperity across the OSCE region, with a particularly devastating impact on the environment, especially in 
Ukraine, 
60. Alarmed that the OSCE region is being strongly impacted by multiple crises, including climate change, 
the war in Ukraine, and the COVID-19 pandemic, leading to increased costs of living, energy insecurity and 
economic downturns, 
61. Recognizing the negative effect of these crises, especially on young people who are becoming 
increasingly frustrated and distressed, and welcoming all efforts intended to better integrate the needs and 
concerns of younger generations in policy efforts, 
62. Recognizing the need to ensure women’s full participation in society to build more stable, sustainable 
and prosperous societies, 
63. Stressing that gender equality and the empowerment of all women are essential to overcoming current 
and future crises and to laying solid foundations for a fairer, more inclusive and more resilient society, 
64. Noting with concern that the Arctic region is becoming an area of growing geopolitical tensions, and 
underscoring the need to promote peaceful economic development for all interested OSCE participating States, 
while duly protecting its fragile environment, 
65. Recognizing the importance of economic security and the role of innovation, human capital, good 
governance and interconnectivity, as well as the potential of the digital economy, in driving competitiveness and 
fostering inclusive green growth, 
66. Welcoming the adoption of the resolution on “Code of Conduct for Members of the OSCE 
Parliamentary Assembly” at the 29th Annual Session of the OSCE PA held in Birmingham in July 2022, and 
stressing the need to lead by example in preventing and fighting corruption including by adopting a binding 
Code of Conduct for Members of the OSCE PA, 
67. Recognizing the importance of enhancing international connectivity through transport and trade 
facilitation, and welcoming the OSCE PA Conference on “The Role of National Parliaments in Promoting 
Security and Stability through Green Economy, Connectivity and Sustainable Development in the OSCE 
Region” held in May 2023 in Baku, Azerbaijan, 
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68. Committing to responsible and sustainable economic development, founded on moderation in the use of 
energy and resources and access to clean and affordable energy for all, in order to prevent the spread of poverty 
and build more prosperous, secure and resilient societies, 
69. Convinced that economic development and environmental protection must be complementary and 
mutually reinforcing goals, and that technology and science play a critical role in achieving both, 
70. Increasingly concerned by the reliance of many OSCE participating States on fossil fuels, which leads 
to energy dependence, geopolitical tensions and environmental problems, 
71. Acknowledging that diversifying energy supplies towards clean energy sources is vital for achieving 
carbon neutrality, mitigating climate change, reducing energy dependence and increasing accessibility, 
affordability and resilience of energy, the latter referring to ensuring a stable and reliable supply of energy, 
72. Underscoring that unhindered access to and affordability of energy is a prerequisite for the socio-
economic development, social justice and well-being of our societies, and concerned that several areas within 
the OSCE region still have limited access to electricity, 
73. Alarmed by the detrimental impact of higher energy prices on prosperity, security and equality for 
OSCE citizens, as energy constitutes the largest expenditure of households and drives inflation throughout the 
region, 
74. Concerned in particular by the negative impact of prolonged high inflation on the socio-economic 
stability of societies, as well as on OSCE’s ability to resolutely address the unprecedented security challenges 
affecting the region, as requested by OSCE participating States, 
75. Also concerned about possible competitive disadvantages for the economy of the OSCE region due to 
the comparatively high energy costs experienced by many OSCE participating States, 
76. Emphasizing the need to become and remain independent of energy provided by the Russian 
Federation, which is weaponized against receiving countries and used as blackmail to destabilize the region, 
77. Stressing the need to better protect critical energy infrastructure in the OSCE region and upgrade 
current energy networks to address possible fluctuations in energy production and thereby prevent dangerous 
blackouts, 
78. Decrying the Russian Federation’s ongoing, irresponsible attacks on Ukraine’s civilian infrastructure, 
including its nuclear power plants, and the widespread use of mines, both of which not only constitute war 
crimes but also threaten the well-being of the population and risk intergenerational environmental damage, 
79. Considering all options for green mobility, including, but not limited to, electric vehicles, and 
committing to research alternatives to fossil fuels such as synthetic fuels and hydrogen, 
80. Encouraging co-operation for the development and use of small modular reactors to achieve energy 
independence and diversification, 
81. Determined to co-operatively and coherently address the security challenges posed by climate change, 
in line with the Parliamentary Plea for Resolute Climate Action adopted in 2021, focusing inter alia on the 
negative impact of land degradation and soil erosion on local communities’ livelihoods, which affect ecosystem 
services, food security and human well-being, 
82. Underscoring the importance of fostering science-based responses to climate change, and highlighting 
the progress already made in that context, 
83. Hailing the historic resolution (48/13) adopted by the United Nations Human Rights Council 
recognizing a clean, healthy, and sustainable environment as a fundamental human right, and recognizing the 
United Nations General Assembly resolution requesting an advisory opinion of the International Court of 
Justice on States’ obligations in respect of climate change as a key milestone for climate justice, 
84. Committing to cross-border co-operation on transboundary environmental issues, such as waste 
management, water management and protection from pollution and hazardous substances, 
85. Alarmed by the number of microplastic and nanoplastic particles found in ecosystems throughout the 
planet and in human organs, which are mainly the result of the intentional addition of microplastics to products 
such as fertilizers, cosmetics, industrial products, paints, detergents and plant protection products, and 
committing to research the phenomenon and its effects on health, 
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86. Welcoming the compromise reached at the second session of the Intergovernmental Negotiating 
Committee on Plastic Pollution which brought together representatives from 175 countries in Paris on 3 June 
2023, also welcoming the leadership role of the High Ambition Coalition to End Plastic Pollution, and 
supporting the drafting, by the end of 2024, of a legally binding agreement to end plastic pollution, 
87. Welcoming digitalization as a key process to boost transparency and inclusivity within societies, and 
concerned by cyber threats stemming from an increasingly digitized world, 
88. Underlining the need to ensure that digitalization will leave no one behind and to ensure citizens’ 
inclusion in political, social and cultural life by providing equal access for all by digital as well as non-digital 
means, 
89. Reiterating its concern about the demographic decline experienced by many OSCE participating States, 
which undermines economic prosperity and the future performance of social security systems, 
90. Stressing the need to analyse and compare the effectiveness of different measures implemented by 
OSCE participating States to mitigate the impact of the COVID-19 pandemic, with a view to preventing and 
better addressing similar future health crises, 
91. Reiterating the support of the OSCE PA for the work of the OSCE Chairmanship in building consensus 
around pressing second dimension security concerns at this critical juncture, of the Office of the Co-ordinator of 
OSCE Economic and Environmental Activities in aiding OSCE participating States to implement economic and 
environmental commitments in the OSCE region, and of OSCE Field Operations in promoting sustainable 
development, environmental protection, and economic growth across the region, 
92. Gravely concerned by the growing politicization within the OSCE debates related to economic and 
environmental security, which has led to, inter alia, an unprecedented lack of consensus on the agenda, theme 
and modalities of the 31st Economic and Environmental Forum, 
93. Welcoming the session on “Promoting Economic and Environmental Security amid the Current Crisis” 
at the 20th Autumn Meeting of the OSCE PA on November 2022 and a special debate on “Affordable, secure, 
clean and sustainable energy in the OSCE region: prospects and challenges” at the 22nd OSCE PA Winter 
Meeting on February 2023 as excellent opportunities to share relevant parliamentary experience and promote 
greater policy convergence around critical issues on the agenda of the General Committee on Economic Affairs, 
Science, Technology and Environment, as well as all internal coordination efforts, including with relevant 
special representatives, to further the reach and impact of the Committee’s work, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
94. Encourages national parliaments to foster a culture of reflection and self-examination, remembrance 
and history education to prevent the repetition of past crimes, such as totalitarianism, war crimes or genocide; 
95. Calls on governments to redouble co-ordinated efforts to implement the 2030 Agenda for Sustainable 
Development and relevant OSCE commitments, duly reconciling global economic progress with social justice 
and the preservation of the environment; 
96. Encourages its Members to lead by example in preventing and fighting corruption, promoting a culture 
of transparency and enhancing accountability; 
97. Urges OSCE participating States to build defences against authoritarian corruption emanating from the 
Russian Federation and the People’s Republic of China intended to undermine democratic systems from within; 
98. Urges OSCE participating States to promote sustainable economic recovery across the region, duly 
leveraging new technologies; 
99. Exhorts OSCE participating States to develop ambitious strategies for the clean energy  
transition, while keeping in mind the competitiveness of their economies, the needs of less privileged people 
and other local circumstances in order to ensure a more equitable, inclusive, effective and affordable transition 
to cleaner energy sources, which is key to mitigating climate change and protecting our planet; 
100. Urges OSCE participating States to establish energy efficiency plans for administrations, businesses, 
local authorities and bodies responsible for buildings, transport, industry, agriculture and sport, to encourage a 
sustainable change in habits leading to lower energy consumption; 
101. Calls on governments to enhance social and labour protection for women and motherhood, and to 
guarantee women’s full and equal access to the labour market and the economy; 
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102. Calls on OSCE participating States to facilitate the official recognition of foreign professional 
qualifications and academic degrees, which is necessary to enable people in many professions to access the 
labour market; 
103. Calls on OSCE participating States to promote effective, sustainable and human rights-compliant 
migration governance, ensure comprehensive border security and increase international co-operation to address 
the socio-economic and environmental drivers of migration and displacement, and especially war and climate 
change; 
104. Encourages OSCE participating States to significantly reduce their greenhouse gas emissions according 
to the Paris Agreement and the COP26 Glasgow Conclusions, including committing to more ambitious emission 
reduction targets via realistic nationally determined contributions aimed at capping temperature increases at 
1.5°C; 
105. Urges OSCE participating States to maintain focus on the Arctic and to recognize the impact that the 
climate crisis has on Arctic communities and the planet; 
106. Urges OSCE participating States to implement the Kunming-Montreal Global Biodiversity Framework, 
adopted at the 15th Conference of the Parties to the United Nations Convention on Biological Diversity, which 
recognizes that biodiversity is declining at an unprecedented rate mainly due to changes in land and sea use, 
direct exploitation of organisms, as well as climate change and pollution, and which sets a target of ensuring the 
conservation and management of at least 30 per cent of the world’s terrestrial, inland water, and coastal and 
marine areas by 2030; 
107. Calls on OSCE participating States to look into options for building more sustainable cities, to save 
energy and reduce consumption by tackling technical deficiencies in existing buildings and planning new 
variants with limited environmental impact, as well as introducing process simplifications and lowering 
bureaucratic obstacles to renovation efforts; 
108. Urges OSCE participating States to facilitate, within their respective societies, open and fact-based 
debates on climate change with a view to promoting community engagement, avoiding climate anxiety, and 
highlighting meaningful progress, where achieved; 
109. Encourages OSCE participating States to join forces in securing and protecting water as a strategic 
natural resource for maintaining and promoting security and to strengthen water diplomacy on issues such as 
water protection, pollution and wastewater treatment; 
110. Urges OSCE participating States to do their utmost to bring to a successful conclusion the negotiations 
under way, under the aegis of the United Nations, for the adoption of a legally binding international treaty 
against plastic pollution; 
111. Calls on governments to engage in cross-border dialogue and establish working groups to deal with 
transboundary pollution and hazardous waste; 
112. Urges OSCE participating States to adopt policies and legislation that will prevent the misuse of 
technology for human trafficking purposes, and to upgrade relevant policies to effectively fight traffickers and 
protect the victims; 
113. Calls on national parliaments to establish the civil and criminal liability of online platforms for 
complicity in human trafficking, create legal frameworks to implement consent verification mechanisms for 
individuals depicted in sexually explicit content and to develop accessible mechanisms for users to report cases 
of exploitation and human trafficking and establish an obligation for companies to report human trafficking 
cases to law enforcement authorities; 
114. Encourages multidisciplinary efforts to evaluate the impact of ChatGPT and similar new technologies 
on democracy, education and privacy, as well as possible risks to cybersecurity, and develop the appropriate 
regulatory frameworks; 
115. Calls on governments to collaborate to tackle the challenges stemming from a very fast and ubiquitous 
digitization process, not only in terms of technical support required for the implementation of digital 
transformations but also in view of exchanging knowledge and best practices, as well as to develop adequate 
data strategies for the benefit of the people; 
116. Calls on national parliaments to establish dedicated working groups and committees to study and 
respond to the challenges posed by the demographic developments in many OSCE participating States, and 
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more specifically, consider ways to strengthen intergenerational relations, enhance the quality of life for elderly 
people and develop family supportive measures; 
117. Encourages governments to focus on the long-term efficiency of their health and social systems, 
improving accessibility of professional health care and diversifying the supply of medications to ensure 
universal health coverage within the OSCE region; 
118. Urges OSCE participating States to assess and exchange notes on the effectiveness of their measures to 
counter the COVID-19 pandemic with a view to codifying important lessons learned and setting up a framework 
to better respond to similar future health crises; 
119. Urges OSCE participating States to reconsider the use of “gain-of-function” virology, and tighten 
security standards; 
120. Invites the General Committee on Economic Affairs, Science, Technology and Environment of the 
OSCE PA to continue raising awareness and providing an open platform to share experiences, engage with the 
scientific world and foster policy convergence around key economic and environmental security challenges in 
the OSCE region, including through dedicated initiatives in partnership with the OSCE executive structures and 
other relevant actors; 
121. Requests the Secretary General to make proposals on how to overcome the current financial challenges 
also triggered by persistent inflation with the aim of enabling the OSCE PA to fulfil the expectations of its 
membership in addressing the multiple unprecedented challenges, and to implement adequate staff retention 
measures by gradually aligning employment conditions to those of the OSCE and of other similar international 
organizations; 
122. Encourages the OSCE PA International Secretariat to continue engaging in goal-oriented co-operation 
with the OSCE executive structures in Vienna and throughout the region, as well as with other international 
organizations, to promote economic and environmental security in line with relevant OSCE PA resolutions. 
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CHAPTER III  

DEMOCRACY, HUMAN RIGHTS AND HUMANITARIAN QUESTIONS 

123. Reaffirming all previous human rights commitments undertaken by OSCE participating States within 
the OSCE process, including respect for the freedoms of opinion and expression, freedom of peaceful assembly, 
freedom of association, and freedom of conscience and religion, 
124. Concerned that respect for the full and equal enjoyment of fundamental freedoms and human rights 
remains an aspiration rather than a reality for many people across the OSCE region, 
125. Condemning in the strongest terms the Russian Federation’s war of aggression against Ukraine and 
other flagrant violations of international law, including international humanitarian and human rights law, and 
calling on the Russian Federation to immediately and unconditionally cease its aggression and withdraw all its 
forces from Ukraine, 
126. Deeply disturbed by the continued human suffering caused by the Russian Federation’s war against 
Ukraine, aided and abetted by Alexander Lukashenko and his illegitimate regime in Belarus, 
127. Recognizing the need for democratic and political processes that are responsive to the needs and 
expectations of our populations, and in keeping with the principles of the rule of law, 
128. Concerned that many minority populations and vulnerable groups lack protections that would contribute 
to their well-being and to long-term stability within the OSCE region, 
129. Recognizing the expanding impact of digital technologies on our enjoyment of human rights, 
130. Appreciating the active and positive contribution that civil society can make to the OSCE process, as 
demonstrated in the Civic Solidarity Platform’s 2022 Łódź Declaration, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 

Easing the Suffering of Those Impacted by War 

131. Stresses that the Russian Federation’s withdrawal of its forces and proxies from all areas of Ukraine 
which it currently occupies – and the subsequent restoration of Ukraine’s sovereignty to its 1991 borders – is the 
only long-term solution to ending the current physical and psychological suffering of the people of Ukraine; 
132. Deplores the massive human casualty toll and physical and psychological suffering resulting from the 
Russian Federation’s unprovoked war against Ukraine, as well as the devastating impact that the Russian 
Federation’s attacks against civilian infrastructure such as energy, water and heating have on the lives of 
Ukrainians; 
133. Recognizes the disproportionate impact of the war on women and children, especially unaccompanied 
and separated children, as well as on persons with disabilities, the elderly and marginalized groups such as the 
Roma, and therefore calls for increased attention to the protection needs of these especially vulnerable 
categories of displaced persons and the provision of support services to them – both within Ukraine and in 
refugee-hosting countries; 
134. Urges OSCE participating States hosting refugees and forcibly displaced persons to adopt policies to 
prevent gender- and identity-based discrimination, and to ensure that these refugees and displaced persons have 
access to a full range of accessible and affordable sexual and reproductive health rights and services; 
135. Expresses alarm at testimonies of increasing sexual and gender-based violence linked to conflict used as 
weapons of war against Ukrainian women on the front line, as well as among displaced populations; 
136. Encourages OSCE participating States to strengthen their support, including financial and technical 
support, to non-governmental and governmental organizations supporting sexual violence survivors in Ukraine 
and in the OSCE area, to ensure that they have the capacity and resources to provide the full range of sexual and 
reproductive health services through a survivor-centred approach; 
137. Calls for increased attention to the mental health impacts of the war and the effect they will have on 
recovery in the post-war period and on the process of rebuilding a strong and free Ukraine; 
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138. Commends OSCE participating States that have welcomed and continue to host and support refugees 
from Ukraine and elsewhere around the globe, recognizing the critical role they play in addressing concerns that 
some Ukrainian refugees, including those of African descent, are being mistreated and not being accorded full 
rights under international law; 
139. Condemns the widespread abuse and ill-treatment of Ukrainian detainees and the torture of prisoners of 
war committed by the Russian Federation’s armed forces and their mercenaries as war crimes and as further 
evidence of the Russian Federation’s authorities’ disregard for the norms and principles of international 
humanitarian law; 
140. Applauds those within the Russian Federation and Belarus who have taken a public stance against the 
Russian Federation’s war against Ukraine and considers imprisoned anti-war protesters and independent 
journalists reporting on the war to be prisoners of conscience; 
141. Demands that the Russian Federation and Belarus immediately release and rehabilitate all political 
prisoners; 
142. Calls on OSCE participating States to support political activists, human rights defenders, independent 
journalists and representatives of the opposition in the Russian Federation and Belarus in their fight against the 
autocratic regime both from within and from exile; 
143. Considers senior leaders in the Russian Federation’s Government to be guilty of the crime of 
aggression, as well as other war crimes, and calls for all OSCE participating States to work towards holding 
them accountable through domestic or international court proceedings; 
144. Resolutely condemns the abduction of Ukrainians, including children, and their forcible removal to 
Russian Federation-occupied or Russian Federation territory, which is an act of genocide as defined in Article 
II(e) of the 1948 Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of Genocide, and calls for all 
OSCE participating States to place the best interests of the child at the centre of their policies, including 
children’s right to preserve their identity, and to work for their safe return to their families, as well as the 
accountability of the Russian officials responsible for this odious crime, as well as those of the Belarusian 
regime who are involved in these practices; 
145. Notes the contributions of the OSCE Moscow Mechanism reports of 13 April 2022 and 14 July 2022 
that documented evidence of war crimes committed by the Russian Federation against Ukraine since 24 
February 2022, as well as the OSCE Moscow Mechanism report of 3 May 2023 on the illegal deportation of 
Ukrainian children to the Russian Federation; 
146. Recognizes that the imprisonment of individual war criminals, while necessary and important, is 
insufficient accountability for the many victims of war, and calls for the OSCE to convene a conference 
dedicated to installing an accountability system that puts victims of conflicts at the centre of its focus; 
147. Expresses the conviction that OSCE participating States must work together in international initiatives 
to further stress the Russian Federation’s obligation to pay for the damage caused by its war of aggression; 
148. Recognizes that the fight against impunity is at the heart of this new system of accountability and calls 
on all OSCE participating States firstly to adapt their national legislation so that arrest warrants issued by the 
International Criminal Court can be enforced on their territory and secondly to join the Rome Statute that 
founded the International Criminal Court; 
149. Calls on all OSCE participating States to put the physical and mental well-being of individuals at the 
centre of their refugee policy process, ensuring that they can continue their lives in a dignified and safe manner, 
and work towards return to their homes, if they wish to do so; 
150. Recommends a thorough review of migration-related policies, to ensure that co-operation with 
authorities in countries of origin and transit and the outsourcing of asylum procedures to third countries do not 
result in further harm to those seeking protection; 
151. Urges increased exchanges of best practice among OSCE participating States, including through the 
OSCE, with regard to support for refugees, in the interests of enhanced solidarity and improved burden-sharing 
among OSCE participating States; 
152. Condemns the deterioration in the humanitarian and human rights situation in Georgia’s regions of 
Abkhazia and the Tskhinvali region/South Ossetia occupied by the Russian Federation, as a result of violations 
of fundamental freedoms and human rights of people living therein, various forms of discrimination against 
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ethnic Georgians, as well as the obliteration and alteration of Georgian features from Georgian cultural heritage 
monuments in both regions, as a direct consequence of the Russian Federation’s ongoing occupation and 
“Russification” policy; 
153. Urges increased efforts to address the challenges faced by victims of war in other parts of the OSCE, 
including in particular Armenia, Azerbaijan and Georgia, and notes the long-lasting impacts that conflict and 
occupation have had on large parts of these populations; 
154. Calls for a full and speedy resolution of all outstanding humanitarian issues in the Armenia–Azerbaijan 
peace process, including ensuring the free flow of people and commerce through the Lachin Corridor in 
accordance with the Order of the International Court of Justice of 22 February 2023; the release of all detainees; 
the clarification of the fate of all persons who went missing or were victims of enforced disappearances during 
the Nagorno-Karabakh conflict; the implementation of a UNESCO mission aimed at protecting the region’s 
cultural heritage; and humanitarian demining efforts; 

Addressing Weakening Faith in Political and Democratic Processes 

155. Stresses the importance of ensuring that political systems are responsive to the needs and will of our 
populations and are in line with our fundamental principles and the rule of law; 
156. Condemns violence against women politicians as a significant barrier to increasing women’s political 
participation, and calls on all OSCE participating States to prioritize this as a challenge to representative 
democracy, and to involve men and boys in the discourse about gender equality, stereotypes, and the toxic 
masculinity which fuels violence; 
157. Calls on national parliaments, as well as domestic political parties, to conduct gender audits of their 
structures, work and processes, on the basis of OSCE PA–OSCE/Office for Democratic Institutions and Human 
Rights (ODIHR) guidelines and in close consultation with the OSCE/ODIHR; 
158. Calls on national parliaments to create an environment for the reconciliation of professional and family 
lives of women politicians, so that all segments of society can be fairly represented; 
159. Considers a robust and independent civil society with minimal State intervention as necessary for a 
healthy democratic process; 
160. Regrets the steps taken in a number of OSCE participating States that restrict the space for civil society 
to function, particularly through the imposition of burdensome administrative processes and efforts to vilify 
organizations through labels such as “foreign agents” or “undesirable organizations”; 
161. Urges OSCE participating States to ensure that Anti-Money Laundering and Countering the Financing 
of Terrorism (AML/CFT) mechanisms are not used as tools of transnational repression to stifle dissent or target 
human rights defenders, anti-corruption campaigners, exiled dissidents and diaspora communities, taking into 
account the potential unintended consequences of prevention-focused AML/CFT regulations and their side 
effects, including the potential for increased financial exclusion and further malicious exploitation of strict 
AML/CFT and related provisions, and further urges them to reflect in relevant regulations the use of crypto-
assets, such as bitcoin and stablecoins, to defend human rights and to provide humanitarian aid; 
162. Expresses concern about the democratic backsliding and violations of core OSCE human dimension 
commitments taking place in certain OSCE participating States, including restrictions on freedom of expression 
and freedom of media, elections that did not meet OSCE standards, and the undermining of judicial 
independence; 
163. Calls on all national parliaments to re-examine their procedures, in close consultation with the 
OSCE/ODIHR, with a view to ensuring broad possibilities for civil society experts’ input on draft legislation at 
all relevant stages; 
164. Calls on all national parliaments to take necessary steps to ensure greater transparency of parliamentary 
work, including through making better use of new information technologies and improving access and working 
conditions for journalists in parliaments; 
165. Notes the dangers posed by populist movements that tend to downplay the importance of long-held 
principles in favour of short-term electoral victories, and further notes their general inability to deliver real 
results; 
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166. Further stresses the importance of ensuring that electoral processes are adapted to modern lives and are 
as accessible and convenient as possible to all voters, particularly in rural and remote areas; 
167. Calls for national parliaments, with the support of the OSCE/ODIHR and in broad consultation with 
experts from civil society and academia, to undertake reviews of existing national electoral processes to ensure 
they are both in line with OSCE commitments and also convenient for populations and modern lifestyles; 
168. Notes the need for careful consideration, within the modern context, of electoral processes such as 
timing and locations of voting, timing and regulation of electoral campaigns and appropriateness of campaign 
silence periods, and regulation of social media during campaigns; 
169. Stresses the importance of prompt follow-up to post-election recommendations proposed by the 
OSCE/ODIHR and supports enhanced co-operation between the OSCE PA, national parliaments, and the 
OSCE/ODIHR in this regard; 
170. Urges OSCE participating States to increase their engagement with the G7 Rapid Response Mechanism, 
an initiative that brings together members from the G7 community, including the European Union, to build 
knowledge and capacity to better respond to foreign threats to democracy, in particular disinformation and State 
activity targeting democratic institutions, the media and information environment and the exercise of human 
rights and fundamental freedoms; 

Standing Up for the Rights of Minorities and Vulnerable Groups 

171. Reiterates previous OSCE commitments to protect and promote the ethnic, cultural, linguistic and 
religious identity of national minorities; 
172. Recognizes that nations must continue to move towards a future in which racially, ethnically and 
otherwise diverse populations within their borders are celebrated, guaranteed fundamental rights, welcomed and 
included in political and economic processes, and given the tools needed to support their families, rather than 
excluded, ostracized and stereotyped; 
173. Calls for OSCE participating States to expand such protections beyond those legally recognized as 
traditional national minorities, to include other minorities, whether based on ethnicity, linguistic traditions, 
religion or sexual orientation; 
174. Deplores the increasing persecution including through legalistic means in some OSCE participating 
States of minority populations, most notably of lesbian, gay, bisexual, transgender and intersex people, and calls 
for greater protections for them under both domestic and international law; 
175. Further calls for sustained support for refugees and forcibly displaced persons, who are all too often 
placed in vulnerable situations when on the move and particularly vulnerable to being trafficked or to falling 
victim to serious crimes and human rights violations, and urges all OSCE participating States to put the well-
being of such individuals at the centre of refugee-related policies; 
176. Considers trafficking in human beings to be a grave violation of human rights requiring legal and 
political attention of the highest order to eliminate this practice which preys on innocent victims; 
177. Calls on OSCE participating States to enact processes in national institutions working on human 
trafficking ensuring that they learn from the experiences of survivors of human trafficking and exploitation to 
more effectively support victims and survivors; 
178. Further calls on national parliaments, in consultation with the OSCE/ODIHR, to revise their policies in 
order to actively promote the political participation of persons with disabilities, who remain under-represented 
in governing structures and decision-making positions across the OSCE region; 

Impact of Technology and Digitalization on People’s Rights 

179. Welcomes the empowerment of individuals’ freedom of expression that has occurred as a result of 
digitalization and the internet; 
180. Urges OSCE participating States to ensure that the internet remains an open and public forum for 
freedom of opinion and expression, as enshrined in the Universal Declaration of Human Rights, and 
acknowledges that freedom of expression extends not only to ideas and information generally regarded as 
inoffensive but even to those that might offend, shock or disturb; 
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181. Notes that information technologies and computer coding are having an ever-increasing impact on our 
daily lives and are influencing our populations’ thinking, including on issues such as political polarization, 
tolerance toward others and perception of violence, often with little or no democratic oversight by parliaments; 
182. Calls on national parliaments to examine ways to promote the inclusion of respect for fundamental 
freedoms and human rights within information technology coding processes, with close involvement of civil 
society experts and oversight by appropriate parliamentary bodies; 
183. Calls for national parliaments to offer all parliamentarians training related to information technology 
coding and artificial intelligence, to ensure that members of parliament are adequately equipped to provide 
democratic oversight of modern communication systems; 
184. Recognizes that, with the increased role that social media are playing as a reference source for our 
populations, increased attention, and potentially regulation, is needed to ensure that accurate and reliable 
information is promoted and that social media platforms can contribute to a well-informed population; 
185. Expresses concern about efforts to justify censorship on the basis of misinformation and disinformation, 
and reiterates previous calls upon all OSCE participating States to act in accordance with the General Principles 
outlined in the March 2017 Joint Declaration on Freedom of Expression and “Fake News”, Disinformation and 
Propaganda of the United Nations Special Rapporteur on Freedom of Opinion and Expression, the OSCE 
Representative on Freedom of the Media, the Organization of American States Special Rapporteur on Freedom 
of Expression and the African Commission on Human and Peoples’ Rights Special Rapporteur on Freedom of 
Expression and Access to Information; 
186. Calls on the Russian Federation to uphold its international and OSCE commitments regarding media 
freedom and the safety of journalists and to cease the spreading of disinformation and propaganda of war and 
hatred that the Russian Federation uses as one of the hybrid instruments in its war of aggression against 
Ukraine; 
187. Regrets the pervasiveness of disinformation in the digital era, and recommends reviews of educational 
curricula with the aim of ensuring that they can equip coming generations with the tools needed to identify and 
defend themselves against disinformation. 
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CHAPTER IV  

THE OSCE AND ITS INSTITUTIONAL SUSTAINABILITY 

188. Recognizing that the OSCE continues to be a pillar of the European security architecture, and that 
OSCE participating States benefit from a critical set of political commitments that contribute to European 
security, 
189. Recalling  previous OSCE PA recommendations on reforming and strengthening the OSCE, including 
those adopted in St. Petersburg (1999), Paris (2001), Edinburgh (2004), Kyiv (2007), Astana (2008), Vilnius 
(2009) and Helsinki (2015), 
190. Exhorting the fundamental importance of a European security architecture that protects all the free 
peoples of Europe and which cannot be subverted, undermined or made inert by the Russian Federation or other 
would-be perpetrators of naked aggression and malign influence, 
191. Highlighting the Russian Federation’s inherent inability to be both a steward of European security and 
its most active threat, and stressing the urgent need for a restored and viable European security architecture that 
is inclusive and protects all States, especially those at greatest threat from Russian aggression, 
192. Considering that the lack of regular high-level political engagement with the OSCE and its tools has 
diminished the capacity of the Organization to deliver on its promise, 
193. Expressing deep concern about increased attempts to misuse the OSCE consensus rule to block the 
functionality of the Organization and the adoption of its Unified Budget, and to obstruct the work of the OSCE’s 
institutions and force closure of field operations, 
194. Applauding the tremendous work of the OSCE institutions and field operations in these difficult times 
which, despite all the challenges, regularly create and implement tools to turn words into actions, while being 
responsive to the multiple crises affecting our region, 
195. Noting with great concern that agreement has not been reached on a Chairpersonship to lead the OSCE 
in 2024, which has the potential to leave the Organization without political leadership at an extremely 
vulnerable period, 
196. Further noting that the mandates of all heads of OSCE executive institutions are set to expire in 
December 2023, potentially leaving the OSCE’s individual institutions without leadership, 
197. Expressing deep concern that the OSCE is facing an existential crisis, exacerbated by the politicized 
withholding of financial resources and a systematic misuse of the consensus rule, and stressing that this requires 
urgent high-level political engagement, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
198. Calls for all OSCE participating States to join consensus and support full funding of the OSCE, 
including its institutions and field operations, and to reverse policies such as zero-nominal growth that have 
diminished the capacity of the Organization and inhibit long-term planning of activities and partnerships; 
199. Calls upon the OSCE Chairperson-in-Office, if agreement has not been reached by 5 July 2023, to 
immediately convene an emergency meeting of the OSCE Ministerial Council with the exclusive intention to 
consider and address the following three issues: 
a. the adoption of a unified budget; 
b. the agreement on a Chair-in-Office for 2024; 
c. the (re)-appointment of the OSCE Secretary General, the High Commissioner on National Minorities, 
the Director of the OSCE Office for Democratic Institutions and Human Rights and the Representative on 
Freedom of the Media; 
200. Deplores steps taken to weaken and limit the mandates of OSCE field operations, and calls for the 
extension in good faith of all OSCE field operations, including the OSCE Mission to Moldova, for not less than 
one year in line with OSCE Ministerial Council Decision No. 18/06 on Further Strengthening the Effectiveness 
of OSCE Executive Structures; 
201. Demands that the Russian Federation immediately and unconditionally release all OSCE staff members 
detained by its forces and proxies in the occupied areas of Ukraine; 
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202. Recognizes the value, particularly at a time of geopolitical instability, of reinforcing and making full use of 
the OSCE Court of Conciliation and Arbitration; 
203. Reiterates the OSCE PA’s commitment to the OSCE as a valuable and cost-effective security organization 
and recommits to contributing to the development of the institutional structures of the OSCE. 
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RESOLUTION ON  

OSCE AND OSCE PARLIAMENTARY ASSEMBLY CREDIBILITY IN THE FACE OF CONTINUED 

RUSSIAN AGGRESSION AGAINST UKRAINE 

1. Reiterating the OSCE PA’s consistent condemnation of the Russian Federation’s aggression against 
Ukraine, commenced in 2014 and expanded to a full-scale military aggression and invasion in 2022, 
2. Applauding the bravery and wisdom of the Ukrainian people and leadership in defending their territory, 
in full accordance with the Charter of the United Nations and the OSCE core principles, against this illegal, 
unjustified and unprovoked war of aggression by the Russian Federation, 
3. Considering the devastating impact of the Russian Federation’s military aggression on millions of 
innocent civilians, especially children and women, as well as the shocking damage to Ukraine’s infrastructure 
and the irresponsible triggering of global food and energy crises, 
4. Bearing in mind that the obvious breach by the Russian Federation of the basic principles of the 
Helsinki Final Act, its demonstrated disrespect for human dignity, the severe atrocities and brutality cynically 
shown in the course of the Russian Federation’s unprovoked and unjustified war of aggression against Ukraine, 
as well as the persistent denial by Russian authorities of the existence of the Ukrainian nation itself and the 
spread of the Kremlin’s speculative and misleading narratives of Russian State ideology (ruscism) on the shared 
historical roots of fraternal peoples, clearly demonstrate the genocidal criminal intent of the Russian authorities, 
5. Noting with deep concern and strong condemnation that the Russian Federation’s continued war of 
aggression is a clear signal that the Russian Federation aims to destroy Ukraine and exterminate its people and 
is not at all interested in a genuine dialogue aimed at a comprehensive, just and lasting resolution, which must 
be based on full respect for Ukraine’s sovereignty and territorial integrity within its internationally recognized 
borders, 
6. Further noting that Russian parliamentarians’ unanimous support for the war and the aggressive policies 
of the Kremlin effectively disqualifies the present Russian parliament as a responsible partner for dialogue and 
makes sanctions against these parliamentarians a legitimate and appropriate policy towards them as 
accomplices, 
7. Appalled by the fact that the Russian Federation misuses the OSCE and OSCE PA platforms to justify 
its aggression against Ukraine, as well as to whitewash numerous crimes committed against the Ukrainian 
people, and acknowledging that such misuse attempts to undermine the integrity of the OSCE PA and will 
compromise the clear and steadfast position that the OSCE PA has so far demonstrated with regard to the 
Russian aggression since 2014, 
8. Recalling that the OSCE PA, in its numerous declarations and resolutions adopted since 2014, has 
concluded that the Russian Federation has breached every principle of the Helsinki Final Act’s decalogue in the 
course of its aggression against Ukraine and the Ukrainian people, 
9. Concerned that the Russian Federation has been blocking consensus in the OSCE to prevent the 
Organization from taking action to respond to urgent security threats and challenges in the OSCE region, as well 
as to promote implementation of core OSCE principles including democracy, human rights, and the rule of law, 
10. Stressing that in the face of such an assault on the OSCE and the regional security order, the OSCE 
PA’s functioning and political engagement remain more important than ever, and emphasizing that the OSCE 
PA must work to maintain its effectiveness and credibility, guided by OSCE principles, 
11. Underlining that the only feasible solution to preserve the integrity of the OSCE PA, which is standing 
guard over OSCE principles and commitments, is to ensure implementation of the relevant provisions of the 
OSCE PA resolution on “The Russian Federation’s War of Aggression Against Ukraine and Its People, and Its 
Threat to Security Across the OSCE Region” of July 2022 on adopting the amendments to the OSCE PA’s 
Rules of Procedure regarding temporary suspension of the mandate of the national parliamentary delegation of a 
State in cases where it violates the sovereignty and territorial integrity of another State, 
12. Condemning Russian disinformation campaigns aimed at vilifying individuals and groups, exacerbating 
social divisions, sowing discord, polarizing societies, spreading Russian State ideology (ruscism), hatred, 
racism, xenophobia, negative stereotyping and stigmatization, and inciting violence, discrimination, hostility 
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and war (from UN Human Rights Council resolution A/HRC/RES/49/21 “Role of States in countering the 
negative impact of disinformation on the enjoyment and realization of human rights”), 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
13. Calls on the OSCE Ministerial Council to recognize the Russian Federation as having committed clear, 
gross and uncorrected violations of relevant OSCE principles and commitments and, on that basis, to disregard 
any dissent by the Russian Federation related to decisions with regard to Ukraine, in accordance with the 1992 
OSCE Prague Document; 
14. Reiterates the need to adopt amendments to the OSCE PA’s Rules of Procedure regarding the 
temporary suspension of the mandate of the national parliamentary delegation of a State in cases where it 
violates the sovereignty and territorial integrity of another State, as prescribed by the OSCE PA Resolution “The 
Russian Federation’s War of Aggression Against Ukraine and Its People, and Its Threat to Security Across the 
OSCE Region” of July 2022, and welcomes the efforts of the Sub-Committee on the Rules of Procedure and 
Working Practices in this regard; 
15. Calls on the President and Standing Committee of the OSCE PA to enforce the following measures 
until such time as the OSCE PA determines that an effective cessation of military operations has been agreed 
and implemented: 
a. only convene statutory meetings the locations of which are not already prescribed, in countries that will 
uphold widely adopted visa bans on Russian parliamentarians; 
b. not appoint any Russian parliamentarians who support the war to OSCE PA election observations, 
special representative positions, membership of ad hoc committees, or any other positions of responsibility in 
the OSCE PA; 
16. Encourages national parliaments from OSCE participating States that deny entry to Russian Federation 
parliamentarians to contribute to OSCE PA work by hosting major statutory events, and authorizes the OSCE 
PA International Secretariat to engage in discussions regarding future meetings with these parliaments; 
17. Calls on the OSCE PA International Secretariat to bring this resolution to the attention of hosts of all 
future meetings, and calls for invitations to be issued in line with this resolution; 
18. Urges the President of the OSCE PA to establish an Ad Hoc Committee on Ukraine to support the 
parliament of Ukraine and serve as a contact point for consultations among parliamentarians on the range of 
issues related to the Russian Federation’s full-scale invasion of Ukraine and to assisting the people of Ukraine; 
19. Calls on the OSCE and OSCE PA and OSCE participating States to support the establishment of a 
special tribunal for the crime of aggression against Ukraine in order to bring to account Russian officials 
responsible for the crime of aggression that, in turn, has led to heinous war crimes and crimes against humanity 
committed by the Russian Federation in Ukraine and to condemn Russian State ideology (ruscism). 

RESOLUTION ON  

RISING ANTI-SEMITISM IN THE OSCE REGION 

1. Alarmed by the rise in anti-Semitic attacks and rhetoric, as well as Holocaust denial and distortion, 
across the OSCE region, including in civil society reports that anti-Semitic incidents increased by as much as 
36 per cent in some areas in 2022, 
2. Concerned about the spread of anti-Semitic tropes by popular entertainers and public figures to their 
followers on social media or through public statements, as well as the dissemination of anti-Semitic 
disinformation, conspiracy theories and hate speech globally through the use of modern digital technology, all 
of which can also incite extremism and violent attacks, 
3. Alarmed that the spread of anti-Semitic disinformation and conspiracy theories threatens to undermine 
democratic institutions, including by undermining the veracity of government and mainstream media, 
4. Also recognizing that anti-Semitism is often connected to intolerance directed against members of other 
ethnic and religious minority groups, racial groups or other vulnerable populations, 
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5. Disturbed that President Vladimir Putin tried to justify the Russian Federation’s brutal, full-scale attack 
on Ukraine through perversely anti-Semitic statements which claimed that the invasion was an effort to “de-
Nazify” the country, 
6. Recalling that this year is the 20th anniversary of the first OSCE conference on anti-Semitism, which 
was held in Vienna, Austria, in 2003, followed by the 2004 OSCE Conference on Anti-Semitism held in Berlin, 
Germany, 
7. Reaffirming the support of the OSCE PA for all OSCE commitments to combat anti-Semitism, racism 
and discrimination, including the 2004 Sofia Ministerial endorsement of the 2002 Berlin Declaration, 
8. Recognizing the work done over the past 20 years by the OSCE PA and the OSCE structures and 
institutions to address anti-Semitism, including the development of a hate crimes database, practical guidelines 
and handbooks, and educational materials, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
9. Condemns without reservation all manifestations of anti-Semitism, including attacks against 
synagogues and other religious sites; 
10. Calls on government officials and other prominent people to speak out clearly against anti-Semitism 
when it occurs to ensure that anti-Semitism, and any other type of prejudice or intolerance, does not become 
normalized; 
11. Urges OSCE participating States to create, if they have not already done so, an interagency co-
ordination group, special envoys or other similar structures to improve government efforts to counter anti-
Semitism; 
12. Recommends that OSCE participating States develop, if they have not already done so, a unified 
national strategy to counter anti-Semitism, including provisions to strengthen education, protect public safety, 
train law enforcement officers and collect data, build coalitions, and strengthen government leadership and put 
in place a monitoring and reporting mechanism with metrics to ensure accountability and effective 
implementation; 
13. Asks OSCE participating States to support Jewish communities in efforts to provide security for 
synagogues, schools, community centres and other sites; 
14. Calls on OSCE participating States to provide the OSCE with the appropriate resources, including 
extrabudgetary resources, to continue its work to combat anti-Semitism and to promote tolerance and non-
discrimination.  

RESOLUTION ON  

THE GENDERED CONSEQUENCES OF ARMED CONFLICTS 

1. Reiterating the commitment of OSCE participating States to upholding the principles enshrined in the 
Helsinki Final Act, which include the peaceful settlement of disputes, respect for human rights and fundamental 
freedoms, equal rights and self-determination of peoples, co-operation among States and the fulfilment in good 
faith of obligations under international law, 
2. Recalling OSCE Ministerial Council decisions No. 14/04 (Sofia) on the OSCE Action Plan for the 
Promotion of Gender Equality, No. 15/05 (Ljubljana) and No. 7/14 (Basel) on Preventing and Combating 
Violence Against Women, No. 14/05 (Ljubljana) on Women in Conflict Prevention, Crisis Management and 
Post-conflict Rehabilitation, and No. 4/18 (Milan) on Preventing and Combating Violence against Women, 
3. Acknowledging that armed conflicts have gendered consequences, and deeply concerned by the 
situation of women in the context of the Russian Federation’s war of aggression in Ukraine, 
4. Referring to the OSCE PA’s Birmingham Declaration and its resolutions on the Russian Federation’s 
war of aggression against Ukraine and its people, and its threat to security across the OSCE region, and on the 
importance of the human dimension in the context of current threats to the security of the OSCE area stemming 
from the Russian aggression against Ukraine, as well as the Berlin Declaration (2018) and its resolution on 
preventing and combating gender-based violence, 
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5. Guided by the 2019 Annual Report of the OSCE PA Special Representative on Gender Issues entitled 
Gender Mainstreaming and Intersectional Analysis of Key Issues Affecting the OSCE Region: Conflict, 
Migration and Climate Change, the 2021 Annual Report of the OSCE PA Special Representative on Gender 
Issues entitled Violence Against Women Journalists and Politicians: A Growing Crisis, and the Report of the 
OSCE PA Special Representative on Human Trafficking Issues to the Standing Committee at the 29th Annual 
Session of the OSCE PA, 
6. Inspired by the 2021 report of the OSCE Office of the Special Representative and Co-ordinator for 
Combating Trafficking in Human Beings entitled Applying gender-sensitive approaches in combating 
trafficking in human beings, 
7. Recognizing that women are disproportionately at risk of direct and indirect harm in situations of armed 
conflict, including sexual and gender-based violence, being the victims of trafficking and forced displacement, 
and facing challenges in accessing food, health care and education, and noting that situations of armed conflict 
also exacerbate existing structural gender inequalities, 
8. Stressing the gendered consequences of forced displacement faced by women, including risks of sexual 
and gender-based violence, family separation, mental health repercussions and risks of exploitation, and noting 
the challenges faced by refugees in the host countries in the OSCE area, 
9. Underlining that the increased risks of gender-related and sexual violence in conflict situations magnify 
the importance of access to affordable sexual and reproductive health and rights services for women, both in 
conflict zones and in refugee-hosting countries, 
10. Acknowledging that women who serve in leadership roles, as journalists, politicians, human rights 
defenders and in civil society are exposed to heightened risks of human rights violations in conflict situations, 
11. Emphasizing the importance of holding perpetrators of human rights violations and war crimes 
accountable and providing reparation to victims, 
12. Encouraged by the establishment of the Dialogue Group on Accountability for Ukraine, and supporting 
the work of the Office of the Prosecutor General of Ukraine to document suspected cases of war crimes and 
violations of human rights, 
13. Highlighting the reports of the missions of experts produced under the OSCE Moscow Mechanism, the 
reports of the United Nations Human Rights Monitoring Mission in Ukraine, and the reports of the United 
Nations Independent International Commission of Inquiry on Ukraine, and closely following the progress of the 
International Criminal Court investigation in Ukraine, 
14. Endorsing UN Security Council resolution 1325 on women and peace and security, as well as 
subsequent resolutions that comprise the women, peace, and security agenda, which calls on United Nations 
Member States to ensure the full participation of women in all efforts for the maintenance and promotion of 
peace and security, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
15. Urges the OSCE and OSCE participating States to support the collection and publication of 
disaggregated data on the prevalence of sexual and gender-based violence in conflict situations in the OSCE 
region and ensure that such data, and the information they provide on the experiences of women with 
intersecting identity factors, informs any action taken to make certain that policies and legislation are effective, 
inclusive and evidence-based; 
16. Recognizes that conflicts are not gender-neutral, and that humanitarian assistance provided by OSCE 
participating States must be sensitive to gender, age and intersectionality to be effective and reach those most in 
need; 
17. Calls on the OSCE and OSCE participating States to adopt a survivor-centred approach in the 
prevention of and response to sexual violence in conflict contexts; 
18. Urges OSCE participating States that are hosting refugees and persons displaced by the Russian 
Federation’s war of aggression in Ukraine to adopt policies to prevent gender-and identity-based discrimination; 
19. Calls on OSCE participating States that are hosting refugees and displaced persons to ensure access to a 
full range of universal, accessible and affordable sexual and reproductive health and rights services; 
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20. Reiterates the resolution on Combating Violence against Women Journalists and Politicians included in 
the OSCE PA Birmingham Declaration, which called on the OSCE Representative on Freedom of the Media 
and the OSCE Office for Democratic Institutions and Human Rights (ODIHR) to denounce violence against 
women journalists and politicians and to draw attention to cases in which women journalists and politicians are 
harassed, detained or imprisoned, including in conflict situations in the OSCE region; 
21. Asks all OSCE participating States that have not already done so to develop and implement national 
action plans on women, peace and security; 
22. Encourages parliamentarians of OSCE participating States to actively monitor whether their national 
institutions relevant to the security and defence sectors are meeting their commitments to the women, peace and 
security agenda; 
23. Welcomes the work of ODIHR regarding gender and security, and calls on the governments of OSCE 
participating States to use the tools developed by ODIHR, including the gender and security toolkit, to guide 
their efforts to integrate a gender perspective and advance gender equality in their security and justice policy, 
programming and reform; 
24. Strongly recommends that OSCE participating States provide funding to civil society organizations that 
support women’s rights, including in Ukraine, with a focus on women-led organizations. 

RESOLUTION ON  

THE WAGNER GROUP’S TERRORISTIC NATURE AND ACTIONS 

1. Emphasizing that terrorism constitutes one of the most serious threats to international peace and 
security, and unequivocally condemning all acts, methods and practices of terrorism in all its forms and 
manifestations, wherever and by whomsoever committed, regardless of their motivation, as criminal and 
unjustifiable, 
2. Recalling that States bear the primary responsibility for preventing and countering terrorism, violent 
extremism and radicalization that lead to terrorism, while respecting their obligations under applicable domestic 
and international law, including but not limited to international human rights law, international refugee law and 
international humanitarian law, as well as relevant UN Security Council resolutions, 
3. Stressing the central role of the United Nations in countering terrorism and preventing violent 
extremism, and recalling relevant United Nations resolutions, such as UN Security Council Resolution 1566 
(2004), in particular paragraph 3 on, inter alia, criminal acts to intimidate people or governments, and UN 
Security Council Resolution 2462 (2019) urging States to take into account the potential effect of 
counterterrorism measures on exclusively humanitarian activities, 
4. Underscoring the complementarity of the counterterrorism legal framework with international 
humanitarian law, where relevant, and recalling that all acts or threats of violence against civilians with the 
primary purpose of spreading terror among the civilian population are prohibited according to international 
humanitarian law, 
5. Recalling the Luxembourg Declaration, adopted by the OSCE PA at its 28th Annual Session, which 
referenced the obligation held by States to ensure “that PMSCs [private military and security companies] 
operating in or from their territory act in accordance with international humanitarian law, human rights law and 
customary international law”, 
6. Highlighting that the Wagner Group, a self-described private actor, undertakes military action and 
subversive operations to further the overt and covert foreign policy goals of the Government of the Russian 
Federation, although private military companies are technically banned under Russian law, 
7. Emphasizing that the President of the Russian Federation has publicly admitted – after years of Kremlin 
denials – that the Wagner Group had been “fully funded” by the Russian State, with the Wagner Group 
receiving over 86 billion Russian roubles, or over US$1 billion, from the State budget in one year, thus clearly 
making the Russian State responsible for the acts of the Wagner Group abroad, 
8. Noting the direct ties between the Government of the Russian Federation and the Wagner Group 
established by Yevgeny Prigozhin, a close associate of the President of the Russian Federation, including the 
Wagner Group’s use of Russian Federation military infrastructure, advanced Russian weapons systems, 
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including tanks and combat aircraft, and close institutional relationships with the Russian Federation’s military 
intelligence service, the GRU, 
9. Affirming that the activities of the Wagner Group are terroristic in nature, as they are characterized by 
premeditated violence committed against non-combatants in the pursuit of political objectives, 
10. Denouncing the deliberate, systematic and criminal atrocities and violations of human rights attributed 
to Wagner Group personnel while conducting operations in Ukraine in furtherance of the interests of the 
Government of the Russian Federation, 
11. Underlining that the Wagner Group’s recruitment of prisoners for its operations in Ukraine also 
increased its propensity for the commission of atrocities and war crimes, 
12. Emphasizing that the Wagner Group and its affiliated entities have also committed, or are credibly 
accused of committing, predatory and terroristic activities in numerous other locations, including Mali, Sudan, 
the Central African Republic, Libya, the Syrian Arab Republic, Mozambique and the Bolivarian Republic of 
Venezuela, 
13. Highlighting that the actions that Wagner Group operatives are credibly accused of committing include, 
but are not limited to, heinous acts of violence and human rights violations against civilians such as mass 
atrocities, summary executions, mutilations, sexual violence, destructions of homes, kidnapping, torture, human 
trafficking and the murder of journalists, 
14. Noting European Parliament resolution of 23 November 2022, which calls on the Council of the 
European Union to include the Wagner Group, inter alia, on the European Union list of persons, groups and 
entities involved in terrorist acts (European Union terrorist list), 
15. Welcoming ongoing efforts in various national parliaments to address the terroristic actions of the 
Wagner Group, including the legislatures of Ukraine, Lithuania, Latvia, Estonia, France, Canada, Belgium and 
the United States of America, 
16. Taking positive note of the official visit of the OSCE PA Ad Hoc Committee on Countering Terrorism 
to Switzerland on 21–22 March 2023, in which, inter alia, the terroristic nature of the Wagner Group’s 
operations was repeatedly pointed out, 
17. Also commending the goal-oriented partnership established by the OSCE PA with the OSCE executive 
structures and with relevant United Nations organs and agencies, and especially the 2022/23 OSCE PA 
Presidency of the Coordination Mechanism among Parliamentary Assemblies on Countering Terrorism as an 
excellent opportunity to better coordinate relevant parliamentary actions across the globe, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
18. Determines that the actions of the Wagner Group on behalf of the Russian Government can rightly be 
characterized as terroristic in nature and intent, and that designation of the Wagner Group as a terrorist 
organization by national authorities is therefore justified; 
19. Strongly condemns the Belarusian Government for its support and permission for the construction of a 
military base on its territory by the Wagner Group, endangering the entire region of the Baltic countries; 
20. Calls on OSCE participating States, in accordance with international and national legislation and 
without prejudice to the applicability of international humanitarian law, to take action against the Wagner Group 
and its affiliated and successor entities, including through its designation as a terrorist organization; 
21. Urges OSCE participating States to make full use of all domestic and international instruments, 
including those established to counter terrorism, to thwart the malign presence of the Wagner Group (and its 
affiliates and successors) wherever it operates and ensure the accountability of all those responsible for the 
crimes they have committed; 
22. Encourages OSCE participating States to reinforce international norms which clearly recognize the 
terroristic nature of the Wagner Group and its actions, the responsibility of the Russian Federation as the State 
sponsor of said terrorist organization, and the inadmissibility of employing such actors in inter-State relations; 
23. Decides that the OSCE PA Ad Hoc Committee on Countering Terrorism, with the support of the OSCE 
PA International Secretariat, shall remain seized of this matter and support the implementation of this resolution 
as appropriate. 
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RESOLUTION ON  

CLARIFYING THE CONSEQUENCES OF THE RUSSIAN FEDERATION’S AGGRESSION 

AGAINST UKRAINE IN TERMS OF ADHERENCE TO OSCE PRINCIPLES 

1. Firmly believing that the Charter of Paris for a New Europe, signed on 21 November 1990 as the 
concluding document of the CSCE (Paris Charter), and the Charter of the United Nations impose an obligation 
on OSCE participating States to refrain from any threat or use of force against the territorial integrity or political 
independence of any State, as well as to respect and protect inalienable and indivisible human rights in their 
entirety, 
2. Noting that, following the Russian Federation’s aggression against Ukraine that has, since 2014, 
violated Ukraine’s sovereignty, independence and territorial integrity within its internationally recognized 
borders and territorial waters, the Russian Federation has been engaged in a full-scale armed war of aggression 
against Ukraine since 24 February 2022, and has thus intentionally broken the Charter of the United Nations, the 
Helsinki Final Act and the Paris Charter, and shaken the rules-based international peace order to its core, 
3. Emphatically reaffirming Ukraine’s right of self-defence under Article 51 of the Charter of the United 
Nations against the continuing armed assault by the Russian Federation, and pointing out, in this context, the 
legitimacy of emergency assistance measures by third parties to enable the attacked State to exercise that right 
of self-defence effectively against the aggressor, 
4. United and resolute in reaffirming the territorial integrity and sovereignty of Ukraine within its 
internationally recognized borders, and condemning the attempted annexation of the Autonomous Republic of 
Crimea and the city of Sevastopol carried out by the Russian Federation in 2014, before the current full-scale 
military invasion of Ukraine, and the further violations of Ukraine’s State sovereignty and territorial integrity 
resulting from the military invasion and temporary occupation by the Russian Federation of certain areas of the 
Donetsk and Luhansk regions of Ukraine, 
5. United and resolute in reaffirming its solidarity with the attacked Ukrainian nation and its 
democratically elected government, 
6. Utterly condemning the crimes committed against the civilian population of Ukraine by the armed 
forces of the Russian Federation (in Bucha, Irpin, Mariupol and other places in Ukraine) as violations of the 
Russian Federation’s obligations under international humanitarian law and OSCE commitments, and the 
military occupation, economic plundering and violent attempted annexation of parts of Ukraine as grossly 
violating the norms and principles of international law, and OSCE principles and commitments, 
7. Utterly condemning the deliberate destruction of civil and critical infrastructure, such as power stations, 
hospitals, schools and administrative institutions, the repeated threats to deploy nuclear weapons expressed by 
members of the Government of the Russian Federation, and the systematic violations of international 
humanitarian law, such as the execution and torture of prisoners of war and civilians, sexual violence and the 
deportation of more than 19,000 Ukrainian children and adolescents to date to the Russian Federation for the 
purpose of re-education and adoption by Russian nationals, as documented in the OSCE Moscow Mechanism 
“Report on violations and abuses of international humanitarian and human rights law, war crimes and crimes 
against humanity, related to the forcible transfer and/or deportation of Ukrainian children to the Russian 
Federation” of 4 May 2023, 
8. Expressly welcoming the investigations of the International Criminal Court to secure and document 
evidence of violations of international humanitarian law and suspected cases of war crimes and crimes against 
humanity with a view to bringing those responsible to justice at a later date, 
9. Noting with moral urgency that the pattern of atrocities in the Russian Federation’s illegal war against 
Ukraine, including mass killings, deportation of children, mass sexual atrocities and the targeting of civilian 
infrastructure, medical facilities, schools and churches, as well as the record of statements, documentation and 
justification by the Russian Federation’s most senior leadership, demonstrate State-level intent and 
implementation of actions constituting genocide as defined in Article II of the 1948 Convention on the 
Prevention and Punishment of the Crime of Genocide, 
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10. Welcoming the fact that prisoners of war have been exchanged on several occasions, and expressly 
welcoming the efforts of the International Atomic Energy Agency (IAEA) to stabilize the security situation 
around Ukraine’s Zaporizhzhia Nuclear Power Plant illegally seized by the Russian Federation, 
11. Condemning the Russian Federation for the unlawful imprisonment of former employees of the OSCE 
Special Monitoring Mission to Ukraine, and the prison sentences imposed on them without due process in the 
occupied regions of Donetsk and Luhansk, and calling for their immediate release, 
12. Welcoming the efforts of the international community, especially Türkiye, to guarantee the exports of 
grain from Ukraine on the basis of an international agreement in spite of the ongoing armed assault by the 
Russian Federation, in order to stabilize the logistics chains for global food supplies and combat the 
exacerbation of the food crisis in the countries of the global south, 
13. Condemning the far-reaching support of the Russian Federation’s aggression against Ukraine on the 
part of Belarus, particularly in respect of military logistics to secure supply lines and the provision of locations 
on the territory of Belarus for the Russian armed forces to launch missiles and muster troops, and expressing its 
profound concern that Belarus is thereby moving ever closer to the status of an active war party, 
14. Underscoring the violently imperial and colonial nature of the State of the Russian Federation, which is 
on fullest display in its unprovoked and illegal war against Ukraine and violations of international human rights 
laws and the laws of sovereign nations, including through unlawful abduction, but is also expressed in its soft 
annexation of Belarus, occupation of Georgian territory and support for separatism in Moldova, as well as in its 
forceful, ongoing and deliberate subordination of indigenous and ethnic minority nations within the Russian 
Federation, which are denied equal rights and self-determination and subject to abuse and exploitation in 
violation of the Helsinki Principles and the Charter of the United Nations, 
15. Criticizing the continuous worsening of the human rights situation in Belarus since the falsified 
presidential elections in 2020, the systematic repression of Belarusian civil society and the persecution of the 
political opposition by means of harsher laws on extremism and terrorism, the high number of at least 1,500 
political prisoners and the expansion of the list of crimes subject to the death penalty, 
16. Welcoming the generous willingness of Moldova to admit over 100,000 refugees from Ukraine on 
humanitarian grounds and provide them with consolidated protection status under residence law, as well as the 
measures taken to enable the refugees to access pre-school and school education, basic medical care and social 
welfare assistance, 
17. Criticizing the Russian Federation for its use of energy supply as leverage and condemning the 
fomenting of domestic tensions and nationality-specific differences by the Russian Federation as illegitimate 
attempts to interfere with the domestic affairs of Moldova with the aim of destabilizing the political order and 
overthrowing the democratically elected government, 
The OSCE Parliamentary Assembly; 
18. Solemnly declares and  emphatically reaffirms that the goals and obligations of the Paris Charter remain 
in place and that the values and principles of the OSCE must determine the precepts guiding the political action 
of all OSCE participating States; 
19. Calls on OSCE participating States to respect and protect, as such and in their entirety, universal and 
inalienable human rights as enshrined both in the Paris Charter and in the Universal Declaration of Human 
Rights, and particularly to fully guarantee the principle of the rule of law in domestic and external affairs in 
order to take a stand against tyranny, for the principle of equality before the law and for democracy; 
20. Calls on OSCE participating States to strictly adhere to OSCE principles, especially in cases of 
domestic or international conflict, in order to settle conflicts exclusively by peaceful means and in accordance 
with the norms of international law, especially territorial integrity, the inviolability of internationally recognized 
borders, and the sovereignty of States involved in conflict; 
21. Emphatically urges the Russian Federation, in light of the above-mentioned principles, to halt its 
unjustified armed assault on Ukraine without delay and completely withdraw the Russian Federation’s armed 
forces and paramilitary forces from Ukraine and to fully re-establish the territorial integrity and sovereignty of 
Ukraine within the borders recognized by the international community; 
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22. Urges OSCE participating States to strictly refrain from diplomatic recognition of the areas of Ukraine 
that have been annexed in violation of international law by the Russian Federation since 2014 and to work 
towards a safe means of return for internally displaced people and war refugees; 
23. Calls on OSCE participating States to actively stand by Ukraine as, attacked without justification by the 
Russian Federation, it exercises its right of self-defence and to comprehensively support it with humanitarian, 
financial and economic assistance to care for the civilian population of Ukraine who are in need and deal with 
the vast war damages; 
24. Urges the Russian Federation to support the IAEA initiative to establish a nuclear safety and security 
protection zone around the Zaporizhzhia Nuclear Power Plant, grant the IAEA inspectors unhindered access to 
the reactor facility and end the military occupation of the nuclear power plant; 
25. Urges the Russian Federation to release the children and minor adolescents abducted from Ukraine into 
the care of the Ukrainian authorities without delay so that they can return to their parents and families or legal 
guardians, to exchange all Ukrainian nationals being held as Russian prisoners of war for all Russian nationals 
being held as Ukrainian prisoners of war, in accordance with the established “all for all” principle, and to 
release the unlawfully imprisoned OSCE employees without delay; 
26. Calls on OSCE participating States to actively support the work of the International Criminal Court to 
secure and document evidence of suspected crimes against humanity and war crimes and, as necessary, to 
launch criminal investigations within OSCE participating States in accordance with the principle of universal 
jurisdiction; 
27. Appeals to the international community to make every diplomatic effort to facilitate the extension of the 
grain deal and durably stabilize the logistics chains for global food supplies; 
28. Urges the Government of Belarus to halt its support of the military warfare of the Russian Federation 
without delay, end the domestic repression of Belarusian civil society and the political opposition, release all 
political prisoners, strictly uphold the prohibition against torture and other forms of cruel, degrading and 
inhuman treatment, and abolish the death penalty; 
29. Calls on OSCE participating States to generously support Moldova in providing humanitarian 
assistance to the large number of refugees, and advocate for open borders for people in need, humane refugee 
policy grounded in solidarity that strictly upholds the rule of law and human rights standards, and the re-
establishment and expansion of the right to asylum in OSCE participating States; 
30. Proposes, in view of the increased significance of the global food security issue, to establish a separate 
committee for that topic within the OSCE PA or at least to treat it as a topic of equal status in the General 
Committee on Economic Affairs, Science, Technology and Environment; 
31. Recommends considering the introduction into the Rules of Procedure of the OSCE PA of suitable 
sanctions below the level of full suspension, such as withdrawal of the right to vote and stand for election, to be 
imposed on delegations from OSCE participating States which violate the common values and principles of the 
OSCE in a serious and sustained manner, in order to give the obligations to uphold the provisions of the Paris 
Charter greater force and a more binding effect in practice. 

RESOLUTION ON  

FUTURE GENERATIONS 

1. Taking note of the United Nations Secretary-General’s report “Our Common Agenda”, which proposes 
to renew our social contract and adapt to the challenges of this century, with a new commitment to young 
people and future generations, and welcoming the Secretary-General’s proposal to adopt a Declaration on 
Future Generations to define and make concrete our duties to the generations to come after us, 
2. Recalling the Charter of the United Nations, which made a commitment to save succeeding generations 
from the scourge of war, and UN General Assembly resolution 70/1 “Transforming our world: the 2030 Agenda 
for Sustainable Development”, which contains a comprehensive, far-reaching and people-oriented set of 
universal and transformative Sustainable Development Goals (SDGs), providing a blueprint for meeting the 
needs of present generations without compromising the future, 
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3. Welcoming and fully supporting the proposal to organize the Summit of the Future in 2024 as an 
opportunity to agree on multilateral solutions for a better tomorrow and to strengthen global governance for 
both present and future generations, 
4. Applauding the work carried out by the Permanent Representatives of Fiji, Jamaica and the Netherlands 
to the United Nations as co-facilitators of the intergovernmental process on the Declaration on Future 
Generations initiated by the United Nations General Assembly, 
5. Recognizing future generations as all those generations that are yet to be born, without discrimination 
or distinction of any kind, such as according to race, gender, religion, sexual orientation, political opinion, age 
or any other grounds, and who will inherit the planet, 
6. Expressing concern over the growing number of violent conflicts that can endanger the planet’s and 
humanity’s long-term development, 
7. Alarmed by the recent increase in aggressive rhetoric on the use of nuclear weapons, and recalling that 
nuclear war still represents an existential threat to the planet and humanity, 
8. Alarmed by the unpredictable risks and threats coming from the inadequate stewardship of emerging 
technologies, artificial intelligence, and the militarization of science and technology, as well as by increased 
reports of cyberinterference and cyberattacks on critical infrastructure and the disruptive use of digital 
technologies, 
9. Expressing concern over the well-being of the planet in the face of the global challenges caused by 
climate change, food and energy shortages, increasing poverty, unsustainable consumption and production, and 
biodiversity loss, as well as global shocks that in the twenty-first century have taken on new, more complex and 
worrying characteristics and impacts, 
10. Expressing concern over global trends of backsliding on human rights and democracy, continuing 
inequalities, lack of trust in political institutions and meaningful engagement of citizens with governments, as 
well as heightened geopolitical competition and weakening of international co-operation and multilateralism, 
11. Stressing that the achievement of gender equality is one of the major preconditions for ensuring a 
prosperous life and respect for the human rights of future generations, 
12. Recognizing the role that youth activism has played in bringing inter-generational justice to the political 
agenda, 
13. Noting that, while young people may have interconnected interests with future generations, they should 
not be left to take full responsibility and bear the burden of advocating for future generations by themselves, but 
should rather be given a role in making decisions about the future, 
14. Noting that constructive engagement between policymakers and civil society and academia is necessary 
in framing knowledge and policies that can safeguard the interests of future generations, 
15. Noting that many current global and regional crises are interlinked with long-term drivers and that 
decisions made today have consequences in the future and might negatively affect future generations, whose 
well-being or existence might be compromised, 
16. Recognizing the duty of current generations to protect future generations from the negative impacts 
caused by decisions made today, 
17. Emphasizing that there is no trade-off between well-being in the future and needs in the present, and 
noting that effective and durable solutions to current challenges and problems can be found only by taking into 
account the long-term perspective, 
18. Stressing the need to implement long-term sustainable approaches to address both present and future 
challenges, and highlighting the importance of the SDGs for securing the interests of present generations and for 
building the foundations to enhance the interests of future generations, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
19. Calls on OSCE participating States to recognize the rights of future generations who have no voice in 
current decision-making processes, define their relationship to the present, and commit to their interests; 
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20. Urges OSCE participating States to intensify their efforts to achieve the SDGs and to initiate 
discussions regarding the sustainability agenda beyond 2030 with respect to the interests of future generations, 
while preserving the vital link to the ongoing needs of present generations; 
21. Urges OSCE participating States to prioritize the assessment of threats and the development of a 
response to existential risks and global shocks; 
22. Encourages OSCE participating States to support the adoption of the Declaration on Future 
Generations; 
23. Calls on OSCE participating States to introduce institutional legal, oversight and advisory mechanisms 
such as commissioners or ombudspersons for future generations within their government systems to advocate 
for, or act on behalf of, future generations, and to design, monitor and audit policies sensitive to the rights and 
interests of future generations; 
24. Encourages the OSCE executive structures, in co-operation with the OSCE PA, to build expertise and 
engage in awareness-raising and capacity-building activities on the application of parliamentary foresight and 
future checks in the design, implementation and evaluation of policies and programmes; 
25. Calls on the parliaments of OSCE participating States to follow the examples of Finland, Iceland, 
Lithuania and the United Kingdom and establish parliamentary committees and “groups on the future” with the 
aim of assessing the impact of legislation and policies, taking into account the long-term perspective; 
26. Calls on OSCE participating States and international organizations to build a strong, integrated 
evidence base on future impact, effectively linking science to policymaking, and to develop the practice of 
systematic reviews of the future impact of key policies and programmes; 
27. Calls on parliaments and governments of OSCE participating States to apply strategic foresight in 
policymaking and to systematically and comprehensively analyse the expected trajectory towards the future; 
28. Suggests that the OSCE PA should organize a parliamentary conference in preparation for the 2024 
Summit of the Future to discuss the role of parliamentarians in strengthening co-ordination and regional 
governance for the future of present and coming generations; 
29. Suggests that the OSCE PA should establish a platform to increase legislators’ awareness of and 
learning about multilateral systems for long-term thinking and foresight in policymaking. 

RESOLUTION ON  

THE REPUBLIC OF MOLDOVA 

1. Recalling the previous resolutions on the Republic of Moldova and the Transdniestrian conflict 
settlement process adopted during earlier annual sessions of the OSCE PA, 
2. Recognizing that the Republic of Moldova is one of the countries most affected by the consequences of 
the unprovoked war of aggression waged by the Russian Federation against Ukraine, which constitutes a gross 
violation of the norms and principles of international law, including a severe breach of the OSCE’s 
commitments and the Charter of the United Nations, 
3. Commending the Republic of Moldova’s solidarity with Ukraine and its people amid the Russian 
Federation’s illegal war there, including by welcoming hundreds of thousands of Ukrainian citizens who have 
transited through or sought refuge in the Republic of Moldova, despite the latter’s limited material resources and 
the ongoing security and economic threats posed by the Russian Federation, 
4. Appreciating the commitment of the Republic of Moldova to pursuing comprehensive, far-reaching 
reforms, notably to strengthen the rule of law, combat corruption and build strong and efficient institutions, and 
thanking the OSCE institutions for developing tailor-made support in such challenging times, 
5. Welcoming the granting, by the European Council in June 2022, of European Union candidate status to 
the Republic of Moldova, which is a milestone for the future of the country, 
6. Convinced that continued democratic reforms supporting the rule of law, human rights and fundamental 
freedoms, and the fight against corruption can contribute to achieving this aim, 
7. Recognizing that the conflict in the Transdniestrian region of the Republic of Moldova continues to 
pose a serious threat to security and stability in the OSCE area, and reaffirming OSCE participating States’ 
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commitment to attaining a peaceful, comprehensive and sustainable solution to this protracted conflict, with full 
respect for the sovereignty, independence and territorial integrity of the Republic of Moldova within its 
internationally recognized borders, 
8. Emphasizing the importance of economic development and the positive aspects resulting from the 
implementation of the free trade agreement between the European Union and the Republic of Moldova, 
including the Transdniestrian region, that has been in effect since 1 January 2016, 
9. Underlining the importance of the positive example, in terms of socio-economic development and 
cohesion, by the Autonomous Territorial Unit of Gagauzia, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
10. Emphasizes the importance of inter-parliamentary dialogue and parliamentary contributions to 
addressing protracted conflicts in the OSCE region; 
11. Underlines that the main goal of the Transdniestrian conflict settlement process is to attain a 
comprehensive, peaceful and sustainable resolution based on the sovereignty and territorial integrity of the 
Republic of Moldova within its internationally recognized borders, with a special status for the Transdniestrian 
region while ensuring the viability of the reintegrated State; 
12. Fully supports the outstanding work done by the OSCE Mission to Moldova in accordance with its 
mandate, especially in the current geopolitical context, with the monitoring activities by the Mission in the 
Security Zone and beyond, in particular, being of the utmost importance; 
13. Notes that the 5+2 talks are on hold as a result of the Russian Federation’s war of aggression against 
Ukraine and, in this context, appreciates the efforts of the OSCE Mission to Moldova aimed at facilitating, in 
particular, the dialogue in the 1+1 format, both at the level of chief negotiators and within the framework of 
sectoral working groups, with the aim of solving emerging issues in the interests of people living on both banks 
of the Dniester/Nistru River; 
14. Urges the Russian Federation to resume the withdrawal of its military troops and ammunition stockpiles 
from the territory of the Republic of Moldova, in accordance with its constitutional provisions of neutrality and 
in line with the relevant 1999 OSCE Istanbul Summit decisions, as well as UN General Assembly resolution 
72/282; 
15. Welcomes the readiness of the OSCE Mission to Moldova to contribute to ensuring transparency of the 
removal and destruction of Russian ammunition, weapons and military equipment stored in the Transdniestrian 
region of the Republic of Moldova; 
16. Invites all relevant actors to initiate political discussions with the aim of transforming the  
current peacekeeping operation in the Transdniestrian region into a multilateral civilian mission under an 
appropriate international mandate that would reflect the real needs on the ground. 

RESOLUTION ON  

GREATER EXPLOITATION OF THE POTENTIAL OF SCIENCE DIPLOMACY FOR 

INTERNATIONAL CO-OPERATION AND ACTIVE PEACE POLICY 

1. Believing that the urgent global issues facing humanity cannot be resolved without scientific education 
and research, political diplomacy and sustainable economic, environmental and social innovations, 
2. Recognizing that overcoming global challenges like climate change, natural disasters, pandemics, 
poverty-induced diseases and armed conflicts will require collaboration within the international community, 
3. Recognizing the complex links between climate change and armed conflict, and that climate change 
generates or exacerbates competition for access to natural resources, requiring the promotion of systematic and 
comprehensive scientific exchange on climate security issues, 
4. Committed to implementing the 2030 Agenda for Sustainable Development and achieving the 
Sustainable Development Goals (SDGs), and to combating hunger and poverty in the countries of the global 
south with particular urgency, 
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5. Having solemnly pledged to take the Charter of the United Nations and the Charter of Paris for a new 
Europe as touchstones for the political action of OSCE participating States in order to safeguard a rules-based 
international order for long-term peace, and to strictly refrain from all threats or use of violence against the 
territorial integrity or political independence of a State, 
6. Recalling the principles of the Helsinki Final Act and the Paris Charter, in particular on co-operation 
among OSCE participating States in the economic, scientific, technological and environmental fields, which 
should contribute to the creation of favourable conditions for economic development for the benefit of citizens 
in the OSCE area, 
7. Aware of the importance of evidence-based scientific findings in explaining political decisions and 
communicating them to the public when pursuing those goals in practice, 
8. Expressing particular appreciation for the fact that numerous OSCE participating States already engage 
in internationally effective, proactive science diplomacy, which during the COVID-19 pandemic helped 
facilitate worldwide scientific dialogue about the disease and the rapid development of effective vaccines, 
9. Highlighting the significant opportunities and potential which science diplomacy offers in important 
forward-looking fields such as medical technology, hydrogen technology, climate-neutral energy provision, 
nanotechnology and artificial intelligence, to support businesses’ innovations for social welfare and prosperity, 
10. Underlining the necessity of effectively protecting property rights when it comes to developing research 
into marketable innovations, and of engaging in knowledge transfer on an equal footing with the countries of the 
global south, 
11. Recognizing in particular the significant role played by science diplomacy in intercultural 
understanding, conflict research, crisis prevention, peace processes, rehabilitation in post-conflict societies, 
development co-operation, and communication between States in the absence or interruption of diplomatic 
relations, 
12. Expressing particular appreciation of the contribution that science diplomacy can make to gender and 
intergenerational justice, as well as to a diverse and inclusive society, 
13. Firmly resolved to put a stop to the processes shrinking the spaces in which the scientific community 
and civil society can operate freely in some OSCE participating States, 
14. Emphatically reaffirming that, ever since the adoption of the Helsinki Final Act in 1975, inalienable and 
indivisible human rights have been part of the immovable common values and principles of the OSCE, which 
OSCE participating States have pledged to uphold, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
15. Solemnly and emphatically declares that the goals and commitments of the Paris Charter are to be 
pursued more intensively, not least using the tools of science diplomacy; 
16. Appeals for science diplomacy to be aligned with the SDGs to make a substantial contribution to the 
achievement of those Goals; 
17. Recommends, to this end, that coherent and interministerial strategies be developed in OSCE 
participating States for internationally effective science diplomacy, with clear funding structures and generous 
research funding for staff, in-kind resources and research visits abroad, which are scientifically evaluated at 
regular intervals to monitor transparency, accountability and effectiveness; 
18. Proposes to establish the post of Science Diplomacy Officer in the executive staff of national 
governments in OSCE participating States, reporting directly to the President or the Head of Government; 
19. Proposes to launch new collaborative initiatives in OSCE participating States, modelled on the 
European Union Science Diplomacy Alliance, with the aim of implementing and further developing joint 
research projects, policy advice, capacity-building and training activities on science diplomacy; 
20. Recommends systematically expanding the scientific collaborations and university partnerships 
between OSCE participating States and their partner countries, and significantly adding to the international 
scholarship and exchange programmes for students and junior academics, as well as reintegration programmes 
for researchers, who have spent a long time abroad, within existing science diplomacy co-operation 
arrangements; 
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21. Recommends establishing improved opportunities, in future science diplomacy programme streams, for 
international research funding to deal with the consequences of the COVID-19 pandemic and combat future 
pandemics, in order to make healthcare systems in OSCE participating States and their partner countries more 
resilient and facilitate the transfer of knowledge and innovation; 
22. Recommends promoting integration and building international networks among players in science, 
politics and civil society to help advance capacity-building in partner countries through education and research; 
23. Calls for existing barriers to mobility, which obstruct science in OSCE participating States, to be 
dismantled by visa facilitation agreements, and for advisory services to be created to help universities and 
research institutions to address status and residence issues; 
24. Recommends improving funding opportunities for high-level scientific research and developing 
attractive co-operation formats for international clusters of excellence for science diplomacy, as well as 
supporting innovation-effective spin-offs from higher education and science while safeguarding copyrights; 
25. Calls for funding for international research into security, conflict and peace to be markedly increased in 
the interests of science diplomacy, also calls for political decision-makers to take the expertise of peace research 
into account and conduct regular exchanges between scientists and policymakers, and further calls for scientists 
to be offered public platforms as a means of dismantling opposing perceptions of conflicts and contributing to 
civilian conflict management globally and particularly in context of domestic and international conflicts 
ongoing in the OSCE area; 
26. Recommends that future programme streams for science diplomacy, as a priority, establish support for 
women in all degree courses, access to professional positions in research and university administration, and 
research funding projects; 
27. Calls for the full guarantee of academic freedom, in light of growing threats to that freedom, and 
appropriate safeguards to be provided for persecuted scholars such as increased funding for academic 
scholarship and mentoring programmes, and facilitated humanitarian admission of refugee scholars; 
28. Appeals for effective counter-strategies to be developed in OSCE participating States to combat hybrid 
attacks on public order, such as anti-science disinformation campaigns, the manipulative spreading of 
misinformation and targeted cyberattacks on critical infrastructure by private individuals or State actors 
intended to destroy democratic societies from within. 

RESOLUTION ON  

A STRUCTURED SET OF RULES FOR A REGULAR PERFORMANCE AUDIT OF THE OSCE 

PARLIAMENTARY ASSEMBLY 

1. Recognizing that the OSCE PA has pledged to combat corruption and promote transparency, 
accountability and integrity on several occasions, including through the Helsinki Declaration, Tbilisi 
Declaration, Minsk Declaration, Berlin Declaration, Luxembourg Declaration and Birmingham Declaration, 
2. Observing how other international organizations and parliamentary assemblies have clear sets of rules 
for the process of performance audit and the areas it should cover, 
3. Recognizing the need to expand the scope of the independent audit of the OSCE PA to include a 
performance audit in addition to the current financial audit, 
4. Recognizing that a financial audit alone is not sufficient to establish whether the Organization’s budget 
is used in the most efficient manner, 
5. Noting that a specific system of rules dictating how a performance audit should be conducted is a 
significant step towards enhancing the institutional framework that supports transparency, accountability and 
integrity, and consolidates the role of the OSCE PA in promoting these goals, 
6. Acknowledging that performance auditing is an independent, objective and reliable examination of 
whether organizations are operating in accordance with the principles of economy, efficiency and effectiveness 
and whether there is room for improvement, 
7. Underlining the need for creating rules of accountability in the budgetary planning of the organization 
and the method of allocation of its resources, 
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8. Emphasizing that transparency within the OSCE PA also concerns issues pertaining to staff recruitment, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
9. Calls on its Standing Committee to adopt a set of rules concerning OSCE PA audits, taking the 
following elements into consideration: 
a. specify that performance audits shall be conducted by an external partner that shall be given the 
relevant mandate which shall encompass, inter alia, the budget, the work of the secretariat and the recruitment 
of staff in key positions; 
b. add a clause to the OSCE PA’s Financial Regulations stating that a performance audit shall be 
performed every year together with the financial audit or at any other regular interval that the Standing 
Committee wishes to establish; 
c. establish the requirement that a representative of the auditors takes part in a meeting of the Standing 
Committee once a year, if so requested, to report on their findings and recommendations; 
d. establish the obligation that the external auditors follow up and monitor the implementation of 
recommendations if so instructed by the Standing Committee; 
e. establish a clear set of disciplinary actions for failing to implement recommended changes or for other 
misconduct that has been found as a result of an audit. 

RESOLUTION ON  

MICROPLASTIC AND NANOPLASTIC POLLUTION 

1. Reaffirming OSCE commitments related to environmental protection enshrined in the Helsinki Final 
Act, the 2003 OSCE Strategy Document for the Economic and Environmental Dimension (Maastricht Strategy), 
the 2007 Madrid Declaration on Environment and Security, and other relevant OSCE documents and decisions, 
2. Noting that microplastics enter marine and atmospheric environments through several channels, namely 
as primary microplastics, designed and manufactured to be very small, and as secondary microplastics that 
result from the degradation of larger plastic items, 
3. Drawing attention to the United Nations 2030 Agenda for Sustainable Development and the Sustainable 
Development Goals (SDGs), to which all OSCE participating States have agreed, especially SDG 14, which 
calls on countries to prevent and reduce marine litter, including plastic litter and microplastics from both land 
and sea-based sources, 
4. Recalling United Nations Environment Assembly resolutions 1/6, 2/11, 3/7 and 4/6 on marine plastic 
litter and microplastics, and welcoming United Nations Environment Assembly resolution 5/14, adopted in 
March 2022, on the establishment of an international legally binding treaty to control and reduce plastic 
pollution and waste, which includes microplastics in the definition of plastics, 
5. Welcoming the Ocean Plastics Charter, which is endorsed by several OSCE participating States, and in 
particular its provisions relating to the research, development and use of technologies to prevent plastics and 
microplastics from entering the marine environment, among other commitments, 
6. Welcoming the compromise reached at the second session of the Intergovernmental Negotiating 
Committee on Plastic Pollution, which brought together representatives of 175 countries in Paris on 3 June 
2023; also welcoming the leadership role of the High Ambition Coalition to End Plastic Pollution; and 
supporting the drafting by the end of 2024 of a legally binding instrument to end plastic pollution, 
7. Emphasizing the need for collaborative and transnational efforts to address the issue of microplastic and 
nanoplastic pollution, given the transboundary nature of such pollution, and calling on all OSCE participating 
States to actively contribute to global efforts to combat microplastic and nanoplastic pollution, 
8. Alarmed by the 2019 special report of the Intergovernmental Panel on Climate Change on the ocean 
and cryosphere in a changing climate, which indicates that microplastics have become a major concern owing to 
their persistence and accumulation in many marine environments, 
9. Highlighting the growing body of knowledge regarding the presence, sources and environmental and 
human health impacts of microplastics and nanoplastics, and recalling the United Nations’ Second World Ocean 
Assessment, which recognizes that marine contamination with microplastics is of emerging concern, not only 
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because of the potential ecological impacts but also because of the potential threats it poses to food safety, food 
security and human health, 
10. Underlining that humans inhale and ingest microplastics and nanoplastics, including through the 
consumption of seafood or drinking water, and that the accumulation of microplastics and nanoplastics in 
human bodies is raising concern in the scientific community, 
11. Reiterating the OSCE PA Birmingham Declaration (2022), which calls on national authorities to 
strengthen efforts to better understand how environmental degradation affects different aspects of public health 
and to propose viable solutions to protect citizens’ health, especially in the context of microplastic and 
nanoplastic pollution, 
12. Noting that microplastics and nanoplastics can transport endocrine-disrupting chemicals and other 
harmful compounds, and encouraging scientific research into the leaching of endocrine-disrupting chemicals 
from microplastics and nanoplastics, their pathways of exposure, and their potential health impacts, including 
pertaining to the hormonal systems of humans and animals, 
13. Promoting the importance of international scientific co-operation on microplastic and nanoplastic 
pollution, and encouraging the development of standardized methodologies for monitoring and assessing 
microplastic and nanoplastic pollution in different environments, to allow for the comparison of data between 
regions and over time, 
14. Noting with concern the presence of microplastics and nanoplastics in the Arctic, and even in areas with 
no apparent human activity, such as the deep sea, 
15. Underscoring that the COVID-19 pandemic has resulted in a significant increase in the number of 
single-use plastic items used and disposed of worldwide, and that these items will likely degrade into smaller 
microplastics, 
16. Recognizing the vital role that technological advancements and innovation play in the mitigation and 
control of microplastic and nanoplastic pollution, such as the development of plastic waste management systems 
and methods for removing microplastics from water bodies, 
17. Insisting on the need for better waste management systems, including wastewater and sewage systems, 
both on land and at sea, to prevent the dispersion of plastic waste into the environment and its subsequent 
fragmentation into microplastics, 
18. Welcoming the development and implementation of circular economy models and principles that aim to 
reduce, reuse and recycle plastic materials, thereby minimizing the generation of plastic waste, which is a 
significant source of microplastic pollution, 
19. Stressing the need to improve product design standards to reduce the fragmentation of plastic items into 
microplastics, and to ensure the production of biodegradable and more durable, reusable and recyclable plastic 
items, 
20. Applauding the commitment of the private sector in reducing plastic pollution through corporate 
responsibility initiatives, such as reducing the use of single-use plastics and developing eco-friendly materials, 
21. Recognizing the role of legislation, regulations and policies in reducing the production and 
consumption of plastic products, promoting the recycling and responsible disposal of plastic waste, and 
encouraging the development of plastic items free of harmful chemicals, 
22. Acknowledging the significant contribution of car tyre abrasion to microplastic pollution, as tyres wear 
down and release microplastic particles into the environment, with these particles often ending up in water 
bodies, 
23. Stressing the need to reduce the release of microplastics from tyre abrasion, including by supporting 
research and development into more environmentally friendly tyre materials and technologies, and encouraging 
automotive manufacturers and related industries to innovate and adopt sustainable practices, including the 
production of longer-lasting tyres and the recycling of worn tyres, 
24. Encouraging the development of initiatives that aim to capture and degrade microplastics released from 
tyre abrasion before they enter water bodies, including initiatives that aim to capture and treat stormwater 
runoff, which often contains microplastics from tyre wear, and the development of infrastructure, such as 
permeable pavements and green spaces, which can help to trap and degrade microplastics from tyre abrasion, 



Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode  – 41 –  Drucksache 20/10530 

25. Highlighting the role of government regulations in setting higher standards for tyre durability and wear 
resistance, which can significantly reduce the quantity of microplastics released from tyre abrasion, 
26. Recalling the adoption of Directive (EU) 2019/904 of the European Parliament and of the Council of 5 
June 2019 on the reduction of the impact of certain plastic products on the environment, and its transposition 
into the domestic legislation of Member States, 
27. Stressing the importance of public education campaigns to raise awareness about microplastic pollution, 
including from car tyre wear, and to promote understanding of the sources and impacts of, and solutions to, 
microplastic and nanoplastic pollution, in order to empower individuals and communities to take action, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
28. Recognizes the disproportionate current and potential negative impacts of plastic pollution on 
marginalized communities and coastal communities, as well as the particular consequences for indigenous 
peoples, who may rely on traditional practices of hunting and fishing in areas where the land, water and wildlife 
are polluted; 
29. Understands that barriers in addressing microplastic pollution may be related to unsustainable patterns 
of consumption and production, and that a reduction in plastic consumption would lead to a reduction in plastic 
waste generation; 
30. Highlights the role of OSCE parliamentarians in raising awareness of the harms of plastic and 
microplastic pollution and in engaging with civil society organizations, young people and indigenous peoples to 
develop innovative prevention and mitigation measures aligned with their concerns and priorities; 
31. Welcomes the increasing number of OSCE participating States that have taken measures to address 
primary microplastic pollution, such as prohibiting the use of microbeads in personal care and cosmetic 
products and calls on States to take further action to combat the addition of microplastics to products such as 
tyres, fertilizers, paints, detergents and plant protection products; 
32. Encourages OSCE participating States to align their ambitions with those of the European Union as 
expressed in Directive (EU) 2019/904 of the European Parliament and of the Council on the reduction of the 
impact of certain plastic products on the environment, by committing to the prohibitions set out in the Directive, 
as well as adding the prohibition of single-use plastic bags, which are environmentally unjustifiable; 
33. Invites OSCE participating States to identify, at the national and regional levels, the most significant 
sources of microplastics and nanoplastics, and take all necessary measures for reducing them at source and 
preventing them from entering the air and oceans; 
34. Urges OSCE participating States to do their utmost to bring to a successful conclusion the negotiations 
on a legally binding international treaty against plastic pollution, under the aegis of the United Nations; 
35. Calls on OSCE participating States to fund science-based research projects on microplastic pollution, 
nationally or through international organizations, to reduce knowledge gaps regarding the presence, 
concentration, fragmentation and degradation of microplastics, as well as their potential risks to the environment 
and to human health, including those caused by their possible leaching of endocrine-disrupting chemicals and 
their potential bioaccumulation in human and animal bodies; 
36. Encourages OSCE participating States to take steps to enable the scientific community to fill 
knowledge gaps regarding the presence, concentration and behaviour of nanoplastics, which are difficult to 
detect and measure; 
37. Recognizes the significant role of car tyre abrasion in microplastic pollution and encourages OSCE 
participating States to promote innovation, research and development to reduce and prevent the release of 
microplastics from tyre abrasion into the environment, including relating to the development of new tyre 
material and better recycling practices, and the capture and degradation of microplastics by improved 
wastewater and sewage water management or other infrastructure; 
38. Calls on OSCE participating States to consider legislation that encourages the development and use of 
tyre technologies that reduce tyre abrasion, such as requirements for tyre manufacturers to disclose information 
about the expected life and environmental impact of their products; 
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39. Encourages the International Secretariat of the OSCE PA to organize regular opportunities for 
parliamentarians, representatives of relevant international organizations and members of civil society to share 
best practices to address microplastic pollution. 

RESOLUTION ON  

ADOPTING EFFECTIVE MECHANISMS TO SAFEGUARD UKRAINIAN WOMEN AND 

CHILDREN FROM ABUSE, EXPLOITATION AND HUMAN TRAFFICKING 

1. Concerned that women and children have been disproportionally affected and displaced by the Russian 
Federation’s unjustified, brutal, and genocidal war on Ukraine, that 90 per cent of the more than 8 million 
Ukrainian refugees are women and children, and that the majority of the more than 5 million persons displaced 
inside Ukraine are women and children, 
2. Alarmed that Ukrainian women and children fleeing the war are particularly vulnerable to human 
trafficking, both when crossing borders and when seeking housing and work as refugees, as well as by reports of 
disturbing trafficking risks and incidents at border crossings and by an observed and documented lack of 24-
hour anti-trafficking police, registration and counselling personnel at major border crossings, 
3. Concerned that a survey conducted by the OSCE Office of Democratic Institutions and Human Rights 
on the Safety and Security of Women Refugees from Ukraine found that almost half had not received 
information on the risks of human trafficking, that many had already been targeted with proposals to work in the 
sex industry or had been subjected to sexual harassment and/or sexual violence, and that some 40 per cent had 
not found employment, 
4. Alarmed that the United Nations Independent International Commission of Inquiry on Ukraine found 
that Russian forces were committing war crimes against civilians, including rape of girls and women, as well as 
of boys and men, and that the United Nations Special Representative on Sexual Violence in Conflict, Pramila 
Patten, has described the Russian Federation as using rape as a “military strategy” in Ukraine, 
5. Greatly concerned that the children of Ukraine are suffering serious injury and trauma due to Russian 
aggression, including physical injury, death, psychological trauma, sexual abuse, exploitation and hunger, as 
well as disruption of their education, 
6. Alarmed that the Russian Federation has been forcibly transferring Ukrainian children to the Russian 
Federation and Russian-occupied areas of Ukraine as part of a Russian government policy of forced assimilation 
and russification of Ukrainian children apparently aimed at destroying their ethnic identity, 
7. Recognizing that forcibly transferring children of one group to another group is a violation of article 
II(e) of the 1948 Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of Genocide and the Geneva 
Convention (IV), including articles 24, 25, 50, 78 and 82, and that the International Criminal Court has indicted 
President of the Russian Federation Vladimir Putin and Commissioner for Children’s Rights Maria Lvova-
Belova for the war crimes of unlawful deportation of population (children) and unlawful transfer of population 
(children) from occupied areas of Ukraine to the Russian Federation under articles 8(2)(a)(vii) and 8(2)(b)(viii) 
of the Rome Statute of the International Criminal Court, 
8. Concerned that in May 2022, President Putin signed a decree simplifying the procedure for adopting 
Ukrainian children purportedly without parental care and granting them 
Russian citizenship and that Russian authorities change the names, dates of birth and other identifying 
information when Ukrainian children are adopted, thereby making them difficult to trace, 
9. Appalled that Russian government-controlled media have blatantly misused coverage of the arrival in 
the Russian Federation of Ukrainian children for Russian government propaganda purposes, 
10. Alarmed by the findings of the 28 April 2023 Moscow Mechanism Report on Violations and Abuses of 
International Humanitarian and Human Rights Law, War Crimes and Crimes Against Humanity, Related to the 
Forcible Transfer and/or Deportation of Ukrainian Children to the Russian Federation, which concluded that 
“non-consensual evacuations, transfers and prolonged displacement of Ukrainian children constitute violations 
of IHL [international humanitarian law], and in certain cases amount to grave breaches of GCIV [the Geneva 
Convention (IV)] and war crimes,” that “non-justified prolonged stay or unfounded logistical hurdles violate the 
obligation to facilitate reunification and contravene the principles embodied within the GCIV that family unity 
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is to be protected and respected” and that “facilitating re-education and permanent integration into Russian 
families serves to confirm that the displaced Ukrainian children are indeed the victims of deportation in the 
sense of Article 49 of the GCIV”, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
11. Urges OSCE participating States, the OSCE PA and the OSCE to support the creation of a unified 
central emergency call centre hub linked to law enforcement in Ukraine and in other countries to enable 
reporting on and interventions on behalf of missing children originally from Ukraine, as well as suspected cases 
of human trafficking and sexual exploitation, including online, of persons originally from Ukraine; 
12. Calls on OSCE participating States to support the creation of an international mechanism to facilitate 
vetting by government authorities or law enforcement of volunteers and other non-governmental front-line 
responders working with refugees or with victims of other major crises or natural disasters; 
13. Calls on OSCE participating States to ensure 24-hour anti-trafficking and Ukrainian-language trained 
law enforcement and assistance present at the entrance and exit points of major border crossings to prevent 
and/or respond to potential human trafficking, particularly during refugee crises; 
14. Calls on OSCE participating States to run unannounced “stress-tested” simulated trafficking operations 
to evaluate whether there are effective anti-trafficking and refugee assistance measures at major border 
crossings; 
15. Urges OSCE participating States to support the development of a unified system for tracking Ukrainian 
child refugees and unaccompanied or separated minors, including registering them at border crossings, 
encompassing the Schengen zone as well as other countries in the region that have received or are receiving 
refugees from Ukraine; 
16. Urges OSCE participating States to develop and implement, if they have not already done so, national 
referral mechanisms specific to children that take a trauma-informed and age - appropriate approach to 
identification of and assistance to child victims of human trafficking; 
17. Calls on OSCE participating States to support the development of robust child protection mechanisms 
for vulnerable Ukrainian children, both in Ukraine and in countries that have received Ukrainian refugees, 
which include social assistance and protection to help prevent human trafficking and sexual abuse of Ukrainian 
children; 
18. Recognizes that the forcible transfer of Ukrainian children to the Russian Federation and Russian-
occupied areas of Ukraine, as part of a Russian government policy of forced assimilation and russification of 
Ukrainian children, can be considered an act of genocide under the 1948 Genocide Convention; 
19. Urges OSCE participating States, the OSCE PA, the OSCE and other relevant international 
organizations to press the Russian Federation to provide information on the names and whereabouts of all 
Ukrainian children in its custody, Ukrainian children who have been given Russian citizenship, adoption records 
since 2014 of children originally from Ukraine regardless of their current citizenship, as well as any records of 
children originally from Ukraine placed with Russian foster families since 2014; 
20. Calls on OSCE participating States, the OSCE PA, the OSCE and other relevant international 
organizations to develop or support, as appropriate, efforts to ensure that international monitors have access to 
sites where Ukrainian children are being held and that children from Ukraine in Russian custody are able to 
contact family members, guardians or an international organization; 
21. Calls on OSCE participating States to support, in co-operation with Ukrainian authorities, the 
development of a unified and consolidated searchable registry of missing children that includes provision for a 
searchable database including, if available and provided, DNA from family members and/or children in order to 
facilitate identification of children and reunification of families; 
22. Urges OSCE participating States to designate for sanctions those responsible for the forced transfer of 
Ukrainian children to the Russian Federation and/or Russian-controlled areas of Ukraine and/or for their forced 
assimilation, adoption or placement in a foster home; 
23. Urges OSCE participating States to support or, as appropriate, develop programmes specifically for 
trauma treatment and healing, rehabilitation and where necessary prostheses, for Ukrainian children affected by 
the war, in co-operation with the Government of Ukraine and with relevant regional and international 
organizations working on the ground, including the OSCE; 
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24. Recommends that OSCE participating States support programmes to assist Ukraine in rebuilding its 
education system and, as appropriate, to support education for Ukrainian child refugees; 
25. Recommends that OSCE participating States and the OSCE support and assist Ukraine in implementing 
its legislation and policies concerning the protection of children in the digital environment, for example by 
providing training and technical support for law enforcement, judges and prosecutors. 

RESOLUTION ON  

CONDEMNATION OF THE DESECRATION OF POLISH GRAVES IN BELARUS 

1. Considering the Declaration on Principles Guiding Relations between OSCE participating States in the 
Helsinki Final Act: 
a. “the participating States will respect for human rights and fundamental freedoms, including the freedom 
of thought, conscience, religion or belief”, 
b. “The participating States in whose territory national minorities exist will respect the right of persons 
belonging to such minorities to equality before the law, will afford them the full opportunity for the actual 
enjoyment of human rights and fundamental freedoms and will, in this manner, protect their legitimate interests 
in this sphere”, 
2. Underscoring the 2014 Baku Declaration’s Resolution on Protection of Cultural Property in the OSCE 
Area, in which the OSCE PA: 
a. “mindful that cultural heritage is an important component of the cultural identity of communities, 
groups and individuals and of social cohesion, and its intentional destruction may therefore have adverse 
consequences for human dignity and human rights”, 
b. “emphasizes the importance of preserving the status of monuments and sites related to history and 
culture, wherever they are located, which constitutes an integral part of the overall efforts within the CSCE for 
the preservation and protection of the common cultural heritage (paragraph 31 of 1991 Document of the Cracow 
Symposium on the Cultural Heritage of the CSCE Participating States)”, 
3. Emphasizing the Kyiv Ministerial Council decision 3/13 on freedom of thought, conscience, religion or 
belief, which calls on OSCE participating States “to adopt policies to promote respect and protection for places 
of worship and religious sites, religious monuments, cemeteries, and shrines against vandalism and destruction”, 
4. Acknowledging that the 1954 Hague Convention for the Protection of Cultural Property in the Event of 
Armed Conflict provides that “damage to cultural property, belonging to any peoplewhatsoever, means damage 
to the cultural heritage of all mankind, since each people makes its contribution to the culture of the world”, 
5. Reiterating the United Nations Universal Declaration of Human Rights: 
a. “Everyone, as a member of society, has the right to social security and is entitled to realization, through 
national effort and international co-operation and in accordance with the organization and resources of each 
State, of the economic, social and cultural rights indispensable for his dignity and the free development of his 
personality”, 
b. “Everyone has the right freely to participate in the cultural life of the community, to enjoy the arts and 
to share in scientific advancement and its benefits”, 
6. Aware that cultural sites, such as graves and monuments, are of great importance to the identity of 
peoples, groups and communities as well as their social cohesion, 
7. Noting that the increase in destruction and desecration of cultural sites such as graves often serves as a 
tool to serve political goals in areas where peoples with ties to the sites are unable to venture, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
8. Emphasizes the urgent need to protect Polish graves in Belarus from further desecration and vandalism, 
as well as to prevent future desecration of a similar nature; 
9. Stresses the importance of these graves for Polish peoples and their cultural identity, but also for the 
world as a reminder of the horrors of war and genocide; 
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10. Understands that intentional destruction of cultural sites may amount to acts of racial, religious or 
cultural hatred and may cause degradation of relations between cultural groups, as well as violation of the 
fundamental principles of human rights law; 
11. Reaffirms its commitment to the Resolution on Protection of Cultural Property in the OSCE Area; 
12. Requests that the desecration of these graves stops immediately and that Belarusian authorities 
condemn these acts, restore all destroyed sites, as well as investigate the deeds. 

RESOLUTION ON  

SUPPORT FOR A DEMOCRATIC BELARUS 

1. Having regard to: 
a. its previous resolutions on Belarus, 
b. the Universal Declaration of Human Rights and all human rights treaties to which Belarus is a party, 
c. the awarding of the 2022 Nobel Peace Prize to human rights advocate Ales Bialiatski from Belarus, 
d. the European Parliament resolution of 24 November 2022 on the continuing repression of the 
democratic opposition and civil society in Belarus, 
e. the report of the United Nations High Commissioner for Human Rights of 4 March 2022 on the 
situation of human rights in Belarus in the run-up to the 2020 presidential election and in its aftermath, 
f. the report of the Special Rapporteur on the situation of human rights in Belarus, Anaïs Marin, to the 
United Nations General Assembly of 20 July 2022, 
g. the unlawful sentencing of all those facing political persecution, including Svitlana Tsikhanouskaya, 
Pavel Latushka, 2022 Nobel Peace Prize Laureate Ales Bialiatski, human rights defenders Valiantsin 
Stefanovich and Uladzimir Labkovich, representative of the Polish national minority Andrzej Poczobut, and 
blogger Ihar Losik, in addition to the politically motivated detention of almost 1,500 people, 
h. the deterioration of prison conditions, proven by recent facts including the brutal beating of former 
presidential candidate Viktar Babaryka in a penal colony and the death of democratic activist Mikalai 
Klimovich, which is at least the fourth death of a political prisoner in detention, 
i. the systemic practice of exerting psychological pressure on democratic activists by deliberately 
arresting and sentencing their relatives, 
j. the 2020 report under the OSCE Moscow Mechanism of the human dimension on alleged human rights 
violations related to the presidential elections of 9 August 2020 in Belarus, as well as the recent report under the 
OSCE Moscow Mechanism of 11 May 2023 entitled Report on the serious threat to the OSCE human dimension 
in Belarus since 5 November 2020, 
2. Deeply concerned about the deteriorating human rights situation in Belarus and the authorities’ brutal 
crackdown on civil liberties, freedom of association and independent media, as well as the continued repression 
of political opposition, civil society, trade unions and legal defenders, in violation of OSCE commitments and 
international obligations, 
3. Strongly condemning the unprecedented scale and increasing number of arrests and cases of detention 
in reaction to peaceful protests and the beating and torturing of people in jail, which leads to the destruction of 
their health and may cause death, 
4. Noting the legal developments in Belarus and the lack of an independent judicial system, which 
includes sham trials, the lack of fair court proceedings, and the bill of 7 December 2022 approved by Belarusian 
lawmakers, opening the way for more extensive use of the death penalty, 
5. Concerned about the relatives of political prisoners being pursued, convicted and detained as hostages 
by Belarusian authorities, 
6. Concerned  about the situation for Belarusians who have fled the country, many of whom lack identity 
papers, 
7. Regarding the 9 August 2020 presidential elections in Belarus as fraudulent in that these elections 
stripped Belarusians of the opportunity to freely choose their own future, 
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8. Standing firm and continuing to stand in solidarity with the people of Belarus, as well as with forces 
that demand and work for a democratic, independent, sovereign, prosperous and stable Belarus, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
9. Calls on the Belarusian regime to: 
a. immediately and unconditionally release all political prisoners in Belarus; 
b. guarantee proper medical supervision of the health of political prisoners and the possibility of 
independent international medical commissions having access to them; 
c. have an independent investigation carried out into and an expert report compiled on the death of 
Mikalai Klimovich; 
d. cease all punishment of the families of political prisoners; 
e. abolish the sentences of all those facing political persecution, including Svitlana Tsikanouskaya, Pavel 
Latushka, 2022 Nobel Peace Prize Laureate Ales Bialiatski, Valiantsin Stefanovich, Uladzimir Labkovich, 
Andrzej Poczobut and Ihar Losik; 
f. stop the ongoing and all future sham trials which represent a flagrant abuse of the justice system; 
g. ensure that the country’s legislation is in full compliance with international human rights commitments; 
h. reconsider the imposition of the death penalty for “high treason” committed by government officials 
and military personnel; 
i. reconsider the restrictions on peaceful mass events and freedom of the media, and engage in real 
negotiations with the democratic opposition on free elections; 
allow the holding of free and fair elections with observers from the OSCE; 
10. Calls on parliaments in the OSCE region to: 
a. call for more systematic co-operation between OSCE PA Members and representatives of Belarusian 
democratic forces, for instance by setting up friendship groups with the democratic opposition of Belarus; 
b. engage parliaments and governments in providing technical assistance to the democratic opposition in 
every area of running a State bureaucracy and democratic parliament; 
c. support political prisoners through NGOs such as Viasna, work for their release, and promote support 
schemes that protect prisoners’ families, property and health; 
d. urge fellow parliamentarians to work for a universal periodic review of Belarus in the United Nations 
Human Rights Council; 
e. support further European Union individual and economic sanctions on the Belarusian regime, and call 
on parliamentarians to work for the strengthening and implementation of those sanctions; 
f. support the aspirations of Belarusian society to preserve its cultural and linguistic identity, including by 
strengthening the potential of the independent Belarusian informational, educational, and cultural space; 
g. encourage parliaments and governments to support independent news outlets targeted at a Belarusian 
audience such as Nexta, Malanka, Radyjo Svaboda, Radyjo Racyja, Belsat TV, European Radio for Belarus; 
h. prevent discrimination against Belarusian refugees, support their civil self-organization and educational 
activities; 
i. continue to condemn the Lukashenko government’s involvement in the Russian Federation’s war 
against Ukraine and explore options for how it can be held accountable. 

RESOLUTION ON  

THE CONSEQUENCES OF THE RUSSIAN FEDERATION’S AGGRESSION AGAINST UKRAINE 

WITH REGARD TO WOMEN AND CHILDREN 

1. Reaffirming its strong commitment to the sovereignty, political independence, territorial integrity and 
unity of Ukraine within its internationally recognized borders, 
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2. Reiterating the urgent need for the Russian Federation to immediately cease its aggression against 
Ukraine and to withdraw its troops, 
3. Expressing solidarity with the Ukrainian people who are defending not only their sovereign State but 
also the principles and values of the OSCE, 
4. Expressing grave concern about the ongoing human rights and humanitarian crisis in Ukraine, 
particularly with regard to the reports of gross violations and abuses of human rights and violations of 
international humanitarian law by the Russian Federation, 
5. Recalling the findings and recommendations of the recent reports by OSCE Moscow Mechanism 
experts on violations of international humanitarian and human rights law, war crimes, and crimes against 
humanity, 
6. Deeply concerned by the disproportionate effect that the Russian Federation’s aggression on Ukraine 
has on women and children, and the persistent and widespread use of violence against them, including conflict-
related sexual violence, and underscoring the need to hold perpetrators accountable, 
7. Condemning in the strongest possible terms the cases of sexual violence used by Russian soldiers as a 
tactic of war and as a deliberate way to dehumanize victims, 
8. Expressing deep concern about the large number of Ukrainian children who since 24 February 2022 and 
even prior to this date, have been abducted and forcibly displaced from the territory of Ukraine to the 
temporarily occupied territories and to the territory of the Russian Federation, 
9. Strongly condemning the deliberate and systematic policy of the Russian authorities of forcibly 
transferring and indoctrinating Ukrainian children, and of carrying out forced adoptions and fostering, 
10. Firmly condemning the support of the Russian Federation’s aggression against Ukraine by Belarus, 
particularly in respect of the involvement of the Belarusian regime in the illegal transfer of Ukrainian children 
from the Russian-occupied territories of Ukraine to Belarus, including through the Union State of Belarus and 
Russia, 
11. Noting the recent decision of the International Criminal Court to issue arrest warrants for the President 
of the Russian Federation, Vladimir Putin, and the Commissioner for Children’s Rights, Maria Lvova-Belova, 
in connection with alleged war crimes of unlawful deportation and transfer of children in the context of the 
situation in Ukraine, 
12. Recalling UN Security Council resolution 1325 on women and peace and security and its subsequent 
resolutions, which call for an effective response to all forms of sexual violence related to conflicts and support 
women’s full, equal and meaningful participation at all stages of peace and security processes, 
13. Concerned about the growing number of civilian casualties caused by the Russian Federation’s 
aggression against Ukraine, and strongly condemning attacks against civilians and civilian infrastructure, 
14. Deploring the large-scale violations of the human rights and fundamental freedoms of women and 
children of Ukraine, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
15. Condemns in the strongest possible terms the human rights violations and abuses and violations of 
international humanitarian law resulting from the aggression against Ukraine by the Russian Federation; 
16. Underlines that the Russian Federation’s full-scale aggression against Ukraine has placed millions of 
civilians in existential danger and forced many to flee their homes and seek refuge in neighbouring countries; 
17. Stresses the need to redouble efforts to fight all forms of conflict-related sexual violence and to address 
the issue of the impunity of the perpetrators of such crimes, as well as to enhance efforts to support victims; 
18. Acknowledges that the conflict driven by the Russian Federation’s unprovoked aggression hits the most 
vulnerable the hardest: children, women, older people and people with disabilities; 
19. Stresses that the Russian Federation bears full responsibility under international human rights law and 
international humanitarian law for all actions taken by its armed forces, as well as by separatist forces under its 
control, during the occupation of Ukrainian territories; 
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20. Urges the OSCE and OSCE participating States to provide greater support for women and children who 
are subjected to forced displacement due to instability and conflict and who are at increased risk of violence and 
discrimination; 
21. Also strongly recommends strengthening international support and protection for women refugees and 
displaced women in conflict settings; 
22. Calls on the Russian Federation to immediately stop its human rights violations and abuses and 
violations of international humanitarian law in Ukraine and to cease the practices of forcible transfer and 
deportation of children from Ukraine to the temporarily occupied territories and the Russian Federation; 
23. Calls on OSCE participating States to provide all necessary assistance, including logistical and financial 
support and know-how, to Ukraine to support its multi-agency efforts to collect and duly verify data on all 
children who have been forcibly transferred or deported from Ukraine to the temporarily occupied territories 
and the Russian Federation, as well as to support Ukraine’s efforts to locate the children; 
24. Calls for the immediate cessation of all forms of sexual violence against women and children, and calls 
for the effective prosecution of the perpetrators in compliance with international law; 
25. Calls on the international community to ensure there is no impunity for all the international crimes 
committed in and against Ukraine, including for war crimes and the crime of aggression, and that perpetrators 
are prosecuted before the appropriate court; 
26. Calls on the OSCE and OSCE participating States to substantially progress implementation of the 
Women, Peace and Security agenda, in particular by providing protection for forcibly displaced and refugee 
women and children and combating trafficking in human beings, as well as preventing and addressing conflict-
related sexual violence. 

RESOLUTION ON  

PENALIZING THE DEPORTATION OF UKRAINIAN CHILDREN, ENSURING THEIR RETURN, 

AND PROSECUTING THE PERPETRATORS 

1. Referring to the principles of the Helsinki Final Act and the Charter of Paris for a New Europe (Paris 
Charter), particularly the commitment on the part of the signatory States to co-operate in defending democratic 
institutions against activities that violate the independence, sovereign equality or territorial integrity of the 
OSCE participating States, 
2. Recognizing that the signatory States to the Helsinki Final Act and the Paris Charter, the concluding 
documents of the CSCE, pledged to respect and protect inalienable and indivisible human rights in their 
entirety, 
3. Aware that the signatory States to the Charter for European Security (Istanbul Document) have 
committed to protecting the rights and interests of children in armed conflict and post-conflict situations, 
including refugees and internally displaced children, 
4. Noting that the Russian Federation has been conducting a war of aggression against Ukraine since 24 
February 2022, whereby the Russian Federation is grossly violating the Charter of the United Nations and the 
Paris Charter and failing to meet its obligations to uphold the international peace order that are concomitant with 
its status as a permanent member of the United Nations Security Council, a founding member of the CSCE, and 
an OSCE participating State, 
5. Utterly condemning the numerous Russian war crimes, crimes against the civilian population (in Bucha, 
Irpin, Mariupol, etc.), attacks on energy supplies and other civil infrastructure, systematic violations of the 
Geneva Conventions, such as the execution and torture of prisoners of war and civilians, and sexual violence 
perpetrated by the Russian army and paramilitary groups commissioned by the Russian State, 
6. Profoundly concerned about the deportation of an estimated 19,500 Ukrainian children to the Russian 
Federation for the purposes of re-education and forced adoption by Russian parents, 
7. Condemning the far-reaching de facto support of the Russian Federation’s aggression against Ukraine 
on the part of Belarus, particularly reports that some of the abductions of Ukrainian children have taken place 
through the territory of Belarus, 
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8. Recognizing that, in response to pressure from the international community and the tireless work of 
Ukrainian civil society, some children have been brought back to Ukraine and reunited with their families, 
9. Welcoming the fact that the International Criminal Court, with the support of the international 
community, has launched investigations to secure and document evidence of violations of international 
humanitarian law as well as suspected cases of war crimes and crimes against humanity, with a view to 
condemning these crimes and bringing those responsible to justice, 
10. Expressly welcoming the issue of arrest warrants against the President of the Russian Federation, 
Vladimir Putin, and the Commissioner for Children’s Rights, Maria Lvova-Belova, who is considered chiefly 
responsible for carrying out the deportations and forced adoptions, 
11. Taking note of the “Report on Violations and Abuses of International Humanitarian and Human Rights 
Law, War Crimes and Crimes Against Humanity, Related to the Forcible Transfer and/or Deportation of 
Ukrainian Children to the Russian Federation” produced within the framework of the OSCE Moscow 
Mechanism, the evidence of crimes against international humanitarian law on the part of the Russian Federation 
set out therein, and the recommendations for action to be taken by the Russian Federation, Ukraine and the 
international community, 
12. Recognizing that the Independent International Commission of Inquiry on Ukraine deployed by the 
United Nations Human Rights Council concluded that the deportation of children within Ukraine or to the 
Russian Federation violates international humanitarian law and constitutes a war crime, 
13. Aware that the Parliamentary Assembly of the Council of Europe concluded in its Resolution 2495 
(2023) that the deportation and forcible transfer of Ukrainian children to the Russian Federation or territories 
temporarily under Russian occupation, and the fact that the deported children are subjected to a “russification” 
process by means of re-education in Russian language, culture and history, corresponds to the international 
definition of genocide, 
14. Noting that the Council of Europe summit in Reykjavik decided to establish a damage register for 
Ukraine as part of the international compensation mechanism for victims of Russian aggression, 
15. Mindful that the United Nations Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of 
Genocide specifies the forcible transfer of children as a defining criterion, 
16. Recognizing that deporting Ukrainian children, forcing them to assume Russian citizenship and forcibly 
placing them in the families of citizens of the Russian Federation to be brought up constitutes a violation of the 
abducted Ukrainian children’s right to preserve their identities as enshrined in Article 8 of the United Nations 
Convention on the Rights of the Child, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
17. Urges the Russian Federation to stop the unprovoked illegal war of aggression against Ukraine without 
delay, withdraw the Russian armed forces and the paramilitary groups active in Ukraine from Ukrainian 
territory and re-establish the territorial integrity of Ukraine within the internationally recognized borders, 
respect the sovereignty of Ukraine and return all prisoners of war to the care of the Ukrainian authorities 
without delay; 
18. Calls on Belarus not to support the Russian Federation’s war of aggression against Ukraine and not to 
make its territory and infrastructure available to the Russian army and paramilitary groups acting on behalf of 
the Russian State; 
19. Calls on the Russian Federation to stop the deportation of Ukrainian children from the occupied 
territories without delay and, in cases where unaccompanied children and adolescents need to be brought to a 
place of safety for justified reasons, to maintain constant contact with their families and ensure that the 
evacuation occurs with their consent and that accommodating the children in Ukraine or in a safe place of their 
choice is always pursued as the preferred option; 
20. Calls on the Russian Federation to guarantee the safe return of deported children to Ukraine without 
delay and hand over all abducted children to the safe care of the Ukrainian authorities so that they can return to 
their families as quickly as possible; 
21. Urges the Russian Federation to stop immediately the adoption procedures currently under way in 
respect of Ukrainian children or children and adolescents who until recently had Ukrainian citizenship, and to 
provide the Ukrainian authorities, as well as the competent international humanitarian actors such as the 
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international Red Cross and United Nations organizations, with lists of children already adopted, including their 
whereabouts, and to transparently communicate any changes of their names; 
22. Calls on OSCE participating States to support Ukraine in creating specific mechanisms and solutions to 
advance the children’s reunification with their families by, for example, identifying and registering children 
from Ukraine who are unaccompanied or have been separated from their parents, and facilitating the search for 
family members and family reunification; 
23. Recommends, to that end, creating a mechanism under the leadership of the OSCE to support the NGOs 
and families working to return children from the Russian Federation to Ukraine, particularly by securing their 
safe and unbureaucratic entry into and departure from the Russian Federation to fetch the children; 
24. Calls on the Russian Federation to stop immediately the current practice of accelerated granting of 
Russian citizenship to Ukrainians, particularly to children; 
25. Calls on the Russian Federation to end the so-called “patriotic education” of children forcibly 
transferred or deported from Ukraine to the temporarily occupied territories and to the Russian Federation, and 
to respect those children’s rights, including their right to speak Ukrainian, practise their own religion, and 
develop their own identities, in line with their true and genuine personal, legal and family roots; 
26. Calls on the Government of Belarus to prohibit the abduction of Ukrainian children through Belarusian 
territory and to return all Ukrainian children currently in Belarus to the Ukrainian authorities without delay; 
27. Calls on OSCE participating States to resolutely and consistently denounce these crimes by the Russian 
Federation; 
28. Recommends that the OSCE participating States that are Parties to the Rome Statute of the International 
Criminal Court take all conceivable steps to fulfil their obligations and execute the arrest warrants already 
issued by the International Criminal Court and support the criminal prosecution and conviction of all other 
responsible parties; 
29. Calls on OSCE participating States to actively support the work of the International Criminal Court to 
document evidence of suspected crimes against humanity, war crimes and violations of international 
humanitarian law; 
30. Emphatically underlines that the goals and obligations of the Paris Charter remain inplace and that the 
values and principles set forth in the Charter and international human rights treaties must guide the political 
action of all OSCE participating States. 

RESOLUTION ON  

THE ROLE OF NATIONAL PARLIAMENTS IN ENHANCING PARTICIPATION OF CIVIL 

SOCIETY IN PARLIAMENTARY AND DECISION-MAKING PROCESSES 

1. Acknowledging the contribution of civil society in promoting peace, democracy and, ultimately, 
security at the national, regional and global levels, 
2. Reaffirming the vital role that civil society organizations play in promoting the rule of law, human 
rights and fundamental freedoms, including civil, political, economic, social and cultural rights, and 
representative governance that practises meaningful inclusion and gender equality, 
3. Aware of the need to further strengthen trust in and credibility of democratic institutions, and 
recognizing that widening the opportunities for civil society participation in decision-making processes is 
necessary to achieve that aim, 
4. Noting that national parliaments of OSCE participating States must strive to promote participatory 
democracy, including by promoting open, transparent, representative, inclusive and gender-sensitive decision-
making processes, 
5. Underlining that national parliaments of OSCE participating States have a critical role in guaranteeing, 
protecting and promoting the participation of civil society in parliamentary and decision-making processes, 
particularly through their legislative, oversight and representation powers, 
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6. Recognizing that effective civil society participation in decision-making processes improves the quality, 
gender sensitivity and overall inclusiveness of policy and legislative decisions and enhances the potential for 
their successful implementation, 
7. Noting that the term “civil society” covers a wide range of independent stakeholders, including non-
governmental organizations, human rights and environmental defenders and academia, working to improve and 
advance different matters of public interest, 
8. Recognizing that civil society plays a central role in ensuring that the interests and needs of historically 
under-represented groups, including, but not limited to, women, persons with disabilities, young people and 
national minorities, are represented in decision-making processes, especially in cases where national 
parliaments are not fully representative of the diversity of society, 
9. Emphasizing that civil society can engage in parliamentary and other political decision-making 
processes by advocating for legal reforms, including by initiating or sending petitions to relevant legislative or 
executive bodies, by appearing before such bodies to provide information and evidence, by participating directly 
in the legislative drafting process, by submitting input during public consultations, etc., 
10. Recalling that OSCE participating States have committed to the aim of “strengthening modalities for 
contacts and exchanges of views between NGOs and relevant national authorities and governmental 
institutions” (Document of the Moscow Meeting of the Conference on the Human Dimension of the CSCE, 
1991, para. 43.1), and that legislation will be adopted “as the result of an open process reflecting the will of the 
people, either directly or through their elected representatives” and “at the end of a public procedure” 
(Document of the Meeting, 1991, para. 18.1 and Document of the Copenhagen Meeting of the Conference on 
the Human Dimension of the CSCE, 1990, para. 5.8), 
11. Recalling that OSCE participating States have also specifically committed to “secure environments and 
institutions for peaceful debate and expression of interests by all individuals and groups of society” (OSCE 
Strategy to Address Threats to Security and Stability in the Twenty-first Century, Maastricht, 2003, para. 36) 
and to ensure equal opportunities for the effective participation in political and public life of women (2004 
OSCE Action Plan for the Promotion of Gender Equality, Annex, para. 44(d)), persons belonging to national 
minorities (Report of the CSCE Meeting of Experts on National Minorities, Geneva, 1991), Roma and Sinti, 
especially Roma and Sinti women (OSCE Strategy, Maastricht, 2003, para. 88, and OSCE Ministerial Council 
Decision No. 4/13, para. 4.2) and persons with disabilities (Document of the Moscow Meeting, 1991, para. 41), 
12. Having regard for the Joint OSCE/ODIHR and Venice Commission Guidelines on Freedom of 
Association (2014), the OSCE/ODIHR Guidelines on the Protection of Human Rights Defenders (2014) and the 
forthcoming OSCE/ODIHR Guidelines on Democratic Law-making and Better Laws, 
13. Noting the distinct role that the OSCE PA also has in supporting civil society, 
14. Also noting that the right to participation in parliamentary and decision-making processes implies the 
right to express criticism and submit proposals to improve legislation and must include critical voices and 
dissenting views, 
15. Highlighting that minority, disadvantaged, vulnerable or marginalized persons or groups and those with 
specific needs also have the right to participate in parliamentary and decision-making processes on an equal 
basis, 
16. Underlining that civil society representatives can be included not only in the law-making (development 
and review of legislation) process but also in the monitoring, evaluation and oversight processes in national 
parliaments, 
17. Condemning the establishment of administrative and legal obstructions and the realization of attacks 
against or harassment or smearing of civil society organizations or their members, as factors that are 
contributing to the shrinking of civic space in OSCE participating States, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
18. Recommends that national parliaments commit to making genuine efforts to create and maintain a truly 
enabling environment for civil society by establishing a supportive legislative framework for public 
participation by: 
a. guaranteeing in legislation and in practice freedom of association, freedom of peaceful assembly, freedom of 
expression and freedom of information, as well as the freedom, independence and pluralism of the media; 
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b. guaranteeing to individuals and civil society organizations the right of access to information, including 
a general right to request and receive information, in line with international standards; 
c. guaranteeing access to information except in the case of information that is classified for reasons clearly 
specified by law or where access is restricted for reasons of data protection in line with relevant international 
obligations; 
d. guaranteeing that requirements concerning the registration or legal status of civil society organizations 
are in line with relevant international standards and not overly restrictive; 
e. guaranteeing that access by civil society to financial resources, including foreign and international 
resources is subject only to limitations that are in accordance with relevant international standards, and that the 
receipt of foreign or international funding alone is not grounds for additional scrutiny of civil society; 
f. guaranteeing access to draft legislation and related background information in a timely manner, and 
encouraging public participation mechanisms and meetings to include open and online consultation processes 
and online access to related information and documents; 
g. ensuring a clear and reasonable minimum timeline for public participation and consultation that will 
involve civil society representatives as early as possible in the process and provide them with sufficient time to 
prepare, discuss and submit recommendations on draft legislative acts; 
h. ensuring that any limitations or restrictions of civil society participation in the law-making process are 
clearly defined and in line with relevant international standards; 
i. guaranteeing access by all associations and individuals to regional and international human rights 
mechanisms, and the ability to freely co-operate and communicate with such mechanisms without fear of 
reprisals; 
j. introducing civic education in formal education systems that will specifically address issues related to 
participation in public affairs; 
k. ensuring that civil society organizations have access to trials in order to monitor public interest-related 
cases; 
19. Further recommends that national parliaments commit to creating and promoting a truly enabling 
environment for civil society engagement, including contributions to public debates, in national parliaments’ 
legislative and oversight functions by: 
a. ensuring involvement of civil society in processes of consultation on draft policies or draft legislation; 
b. recognizing and respecting the vital role of civil society by actively encouraging participation in 
parliamentary processes, including hearings, consultations and committee meetings; 
c. promoting open communication and engagement in constructive dialogue between parliaments and civil 
society; 
d. ensuring that civil society input and feedback are taken into account and responding to their requests for 
engagement and participation; 
e. respecting the autonomy and independence of civil society organizations and protecting their rights; 
f. empowering and supporting civil society in its efforts to meaningfully contribute to policymaking and 
lawmaking processes, beginning at the earliest stages, including by providing the necessary tools, technical 
assistance and resources; 
g. ensuring that the views and concerns of civil society are taken into account in policymaking and 
lawmaking, while reporting back to civil society on the outcomes of engagement and taking action to address 
any concerns; 
h. committing to make parliamentary engagement with civil society inclusive, including by actively 
seeking the input of marginalized and under-represented groups; 
i. ensuring that everyone, regardless of background or circumstance, can access the necessary information 
and resources to engage with parliament; 
j. taking steps to ensure that civil society can hold parliamentarians and the parliament itself accountable, 
including by establishing independent oversight mechanisms and enabling civil society to participate in 
monitoring and review processes; 
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k. ensuring that organizers of public consultations are impartial in choosing participating civil society 
representatives and that public decision-making processes are also opened to smaller civil society groups; 
l. ensuring that, where expert working groups are formed, publicly known selection criteria and 
requirements in terms of competence and expertise are applied to civil society representatives; 
m. ensuring that a perceived lack of capacity of civil society organizations is not used as an excuse for not 
opening public decision-making or consultation processes to them and, in the case of disabled persons’ 
organizations, that all necessary arrangements will be made so as to ensure their participation on an equal basis 
with others; 
n. overseeing the responsiveness of executive authorities to requests made by civil society for additional 
information relevant to their work; 
o. ensuring that executive authorities have timely feedback mechanisms on the outcome of public 
consultations with civil society, particularly information giving reasons for any decisions finally taken; 
p. establishing a system of monitoring and reporting on compliance with binding standards on public 
participation in decision-making processes by designated independent bodies (such as national human rights 
institutions, information commissioners and relevant parliamentary committees) with the participation of civil 
society organizations; 
q. ensuring that all comments received from civil society representatives in parliamentary law-making or 
oversight processes are made public and that sufficient opportunities for feedback are provided; 
r. actively scrutinizing allegations by civil society representatives of attacks, harassment, smears and 
intimidation, and the measures taken by competent authorities to counter such incidents; 
s. actively scrutinizing possible harassment in the form of legal action or a threat of such action against 
civil society representatives; 
t. requesting the OSCE Office of Democratic Institutions and Human Rights (ODIHR) to carry out a 
review of the legal framework for public participation in their respective countries in order to assess its 
compliance with OSCE human dimension commitments, or of the legislative process more generally, and also 
covering aspects related to civil society participation in lawmaking in order to provide concrete 
recommendations for improvements; 
20. Recommends that the OSCE PA in partnership with ODIHR, considers evaluating the participation of 
civil society in parliamentary and other political decision-making processes in national parliaments and 
continues to monitor implementation of assumed commitments; 
21. Recommends that OSCE participating States share and promote good practices in involving civil 
society in general in parliamentary and other political decision-making processes; 
22. Pledges that the OSCE PA should in principle maintain an open, transparent, inclusive and meaningful 
regular dialogue with civil society and invite representatives of civil society as speakers in statutory meetings; 
23. Encourages rapporteurs of OSCE PA general committees to discuss their draft reports and resolutions 
with civil society representatives before presenting them to their Members; 
24. Recommends that national parliaments should continue to draw on ODIHR’s support in promoting 
gender equality in politics and advancing the representation of historically under-represented groups, including, 
but not limited to, persons with disabilities, youth and national minorities, with the view to informing the work 
of the parliament around its three core functions; 
25. Asks the OSCE PA Special Representative on Civil Society Engagement to co-operate with ODIHR to 
prepare a set of guidelines to assist national parliaments in engaging civil society in parliamentary work. 
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9 Amtsträgerinnen und Amtsträger  

Mitglieder des Präsidiums der OSZE PV 

Name Land Position seit Mandatsende 

Frau Pia Kauma Finnland Präsidentin 2023 Bis Ende Tagung 2024 

Herr Roger F. Wicker Vereinigte Staaten von Amerika Vizepräsident 2017 Bis Ende Tagung 2024 

Herr Reinhold Lopatka Österreich Vizepräsident 2021 Bis Ende Tagung 2024 

unbesetzt  Vizepräsident 2021 Bis Ende Tagung 2024 

Frau Irene Charalambides Zypern Vizepräsidentin 2021 Bis Ende Tagung 2025 

Herr Mark Pritchard Vereinigtes Königreich Vizepräsident 2022 Bis Ende Tagung 2025 

Herr Pere Joan Pons Spanien Vizepräsident 2022 Bis Ende Tagung 2025 

Herr Mykyta Poturaiev Ukraine Vizepräsident 2023 Bis Ende Tagung 2026 

Frau Daniela De Ridder Deutschland Vizepräsidentin 2023 Bis Ende Tagung 2026 

Herr Kyriakos Hadjiyianni Zypern Vizepräsident 2023 Bis Ende Tagung 2026 

Herr Johan Buser Schweden Schatzmeister 2023 Bis Ende Tagung 2025 

unbesetzt  Präsident Emeritus 2023 Bis Ende Tagung 2024 

Vorsitzende der allgemeinen Ausschüsse  

1. Allgemeiner Ausschuss für politische Angelegenheiten und Sicherheit 

Name Land Position 

Herr Richard Hudson Vereinigte Staaten von Amerika Vorsitzender 

Herr Costel Neculai Dunava Rumänien Stellvertretender Vorsitzender 

Herr Laurynas Kasciunas Litauen Generalberichterstatter 

2. Allgemeiner Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft, Technologie und Umwelt 

Name Land Position 

Herr Azay Guliyev Aserbaidschan Vorsitzender 

Herr Artur Gerasymov Ukraine Stellvertretender Vorsitzender 

Frau Gudrun Kugler Österreich Generalberichterstatterin 

3. Allgemeiner Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und humanitäre Fragen 

Name Land Position 

Frau Lucie Potuckova Tschechien Vorsitzende 

Herr Sargis Khandanyan Armenien Stellvertretender Vorsitzender 

Herr Malik Ben Achour Belgien Generalberichterstatter 
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